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1. Die Gruppen der Vorausſetzungen 


Die Angehörigen der Landbevölkerung müſſen be⸗ 
ſtimmte Voraus ſetzungen erfüllen, um in den Genuß 
der Vergünſtigungen nach Abſchnitten I bis III der Verord⸗ 
nung vom 7. Juli 1938 gelangen zu können. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen ſind für die drei Arten der Vergünſtigungen, 
nämlich die Stundung der Eheſtandsdarlehen 
(Abſchnitt I der Verordnung), die Gewährung von Ein⸗ 
richtungsdarlehen Mbichnitt II der Verordnung) 
und die Gewährung von Ein richtungszuſchüſſen 
(Abſchnitt III der Verordnung) im weſentlichen die gleichen. 
Es iſt deshalb zweckmäßig, fie im Zuſammenhang zu be- 
handeln. Soweit neben den allgemeinen Voraus- 
ſetzungen bei den einzelnen Vergünſtigungen noch be⸗ 
ſondere Vorausſetzungen zu erfüllen find (3. B. 
hinſichtlich beſtimmter Zeitpunkte), bleiben ſie hier außer 
Betracht. 

Es laſſen ſich drei Gruppen von allgemeinen Vor— 
ausſetzungen unterſcheiden. 


Zur erſten Gruppe gehören: 

a) eine fünfjährige ununterbrochene Tä⸗ 
tigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als 
ländlicher Handwerker, 

b) die Abſicht, dieſe Tätigkeit fortzuſetzen, 

c) die Ableiſtung dieſer Tätigkeit im In- 
land. 

Dieſe Vorausſetzungen können unter dem Kennwort 

„die ſachlichen Vorausſetzungen“ zuſammen⸗ 


gefaßt werden. Die Bezeichnung „ſachliche Vorausſetzungen“ 
iſt gerechtfertigt, weil in ſa chlicher Beziehung (Art und 


7. Deutſchblütige Abſtammung, 

8. Bürgerliche Ehrenrechte, 

9. Treue Diener des Deutſchen Volkes und Reichs, 
10. Keine weiteren perſönlichen Vorausſetzungen, 
11. Der Antrag. 


Dauer der Tätigkeit, räumliche Beziehungen der Tätigkeit) 
beſtimmte Forderungen an die Angehörigen der Landbe⸗ 
völkerung geſtellt werden. 


Die zweite Gruppe umfaßt die rein perſön⸗ 
lichen Vorausſetzungen. Darunter fallen die im 
§ 3 Abſatz 3 und im 8 8 Abſatz 4 aufgeführten Voraus⸗ 
ſetzungen: 


a) die Angehörigen der Landbevölkerung müſſen ber- 
heiratet jein (Familienſtand); 


b) beide Ehegatten müſſen Deutſche Staats- 
angehörige ſein; 


c) beide Ehegatten müſſen Deutſchen 
artverwandten Blutes ſein; 


d) beide Ehegatten müſſen nach ihrem Verhalten er⸗ 
kennen laſſen, daß ſie gewillt und geeignet 
ſind, in Treue dem Deutſchen Volk und 
Reich zu dienen; 


e) beide Ehegatten müſſen im Beſitz der bürger- 


lichen Ehrenrechte ſein. 


Die Bezeichnung „perſönliche Vorausſetzun⸗ 
gen“ iſt gerechtfertigt, weil die Bewerber um die Förde⸗ 
rung und ihre Ehegatten beſtimmte perſönliche 
Eigenſchaften aufweiſen müſſen. 

Die perſönlichen Vorausſetzungen müſſen 
in jedem Fallvon beiden Ehegatten erfüllt fein. 
Anders die ſachlichen Vorausſetzungen. Es 
genügt, wenn nur einer der Ehegatten nachweiſen kann, 
daß er fünf Jahre ununterbrochen in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft oder als ländlicher Handwerker im Inland tätig 


oder 
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geweſen iſt und weiterhin tätig zu ſein beabſichtigt. Die Er⸗ 
füllung der ſachlichen Vorausſetzungen durch nur einen 
Ehegatten wirkt ſich nur in dem Betrag des Ein- 
richtungsdarlehensoder des Einrichtungs- 
zuſchuſſes aus. Das Einrichtungsdarlehen und der 
Einrichtungszuſchuß werden in dieſem Fall nur in Höhe der 
Hälfte des Normalbetrags gewährt. 


Eine ſelbſtändige Stellung unter den Voraus- 
ſetzungen nimmt der Antrag auf Förderung als Ver: 
fahrens vorausſetzung ein. Das Finanzamt, das 
die Vergünſtigungen bewilligt und gewährt, wird ohne 
Antrag nicht tätig, auch wenn ihm bekannt iſt, daß An⸗ 
gehörige der Landbevölkerung die ſachlichen und perſön⸗ 
lichen Vorausſetzungen erfüllen. 


2. Fünfjährige Tätigkeit 


Die Förderung der Angehörigen der Landbevölkerung 
iſt in 88 1, 3 und 8 der Verordnung vom 7. Juli 1938 von 
einer mindeſtens fünf Jahre andauernden 
ununterbrochenen Tätigkeit in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Handwerker abhängig ge⸗ 
macht worden (Fünfjahres zeitraum). Es erübrigt 
ſich, auf die Begriffe „Angehörige der Landbevölkerung“, 
„Tätigkeit in der Land- oder Forſtwirtſchaft“ oder „Tätigkeit 
als ländlicher Handwerker“ noch einmal einzugehen. Ich 
weiſe hin auf meinen Aufſatz „Die Grundbegriffe der Ver⸗ 
ordnung zur Förderung der Landbevölkerung vom 7. Jul! 
1938“ in DStZ 1939 Nr. 34. Lediglich die Fragen des Be⸗ 
ginns, der Unterbrechung und der Beendigung 
der Tätigkeit und des Fünfjahreszeitraums ſollen hier im 
Zuſammenhang dargeſtellt werden. 


Die Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als 
ländlicher Handwerker beginnt früheſtens mit der 
Schulentlaſſung. Der Anfang des Fünfjahreszeit⸗ 
raums kann nicht vor dieſem Zeitpunkt liegen. Die Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1938 will Angehörige der Landbevölke⸗ 
rung fördern, die ihre ganze Schaffenskraft in den 
Dienſt der Deutſchen Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder des 
Deutſchen ländlichen Handwerks geſtellt haben und ſtellen. 
Die Hilfeleiſtungen eines Schulkindes in der 
Landwirtſchaft bei der Ernte oder beim Hüten von Vieh 
während der Ferien oder in der Freizeit ſind kein voller 
Einſatz der Arbeitskraft. Die Zeit ſolcher Hilfe⸗ 
1 kann in den Fünfjahreszeitraum nicht eingerech⸗ 
net werden. 


Der Beginn der Tätigkeit in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Handwerker bei ſchul⸗ 
entlaſſenen Angehörigen der Landbevölkerung iſt 
Tatfrage. Er wird regelmäßig im Zeitpunkt der erſten 
hauptberuflichen Aufnahme der Tätigkeit in 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Hand⸗ 
werker liegen. Die Tätigkeit als Lehrling, Ele ve oder 
Volontär gilt als hauptberufliche Tätigkeit. Der 
Zeitpunkt des Beginns iſt im übrigen nur dann von Be- 
deutung und zu ermitteln, wenn der Ablauf der fünf Jahre, 
die für die Förderung erforderlich ſind, zweifelhaft iſt. 


Die innerhalb des Fünfjahreszeitraums 
geleiſtete Arbeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
oder als ländlicher Handwerker muß nachgewieſen 
werden. Es find an den Nachweis nicht allzuſtrenge 
Anforderungen zu ſtellen. Die Vorlegung des 
Arbeitsbuchs muß im allgemeinen genügen. Es iſt 
aber zu berückſichtigen, daß die Eintragungen für 
die Zeit vor der Ausſtellung des Arbeitsbuchs auf 
mündlichen Angaben des Inhabers beruhen. Sie kön⸗ 
nen nicht als urkundlicher Beweis der Tätigkeit 
gelten. Sie werden jedoch regelmäßig als glaubhaft 
anzuſehen ſein, ſo daß es eines weiteren Nachweiſes nicht 
bedarf. Das Finanzamt kann bei Zweifeln in die Nichtig- 
keit der Angaben die Vorlegung von Beſcheinigungen der 
Arbeitgeber, Bürgermeiſter, Polizeibehörden uſw. über die 
Tätigkeit verlangen. 


Eine Unterbrechung der Tätigkeit innerhalb des 
Fünfjahreszeitraums darf grundſätzlich nicht ein- 
getreten ſein. Eine Tätigkeit iſt im Sinn der Verordnung 
vom 7. Juli 1938 unterbrochen, wenn fie zeit- 
weilig in der Abſicht der ſpäteren Wieder⸗ 
aufnahme nicht ausgeübt wird. Beſteht die Abſicht 
der ſpäteren Fortſetzung der Tätigkeit von An⸗ 
fang an nicht oder unterbleibt die Wieder- 
aufnahme der Tätigkeit, dann iſt fie nicht unter ⸗ 
brochen, ſondern aufgegeben. Bei endgültiger 
Aufgabe der Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
oder als ländlicher Handwerker vor Ablauf der fünf Jahre 
entfällt jede Anwartſchaft auf die Förderung. 
Ausnahmen ſind nicht vorgeſehen und nicht zuläſſig. 

Der gleiche Grundſatz gilt für Unter ⸗ 
brechungen der Tätigkeit innerhalb des Fünfjahreszeit⸗ 
raums. Die Unterbrechung wird wie eine endgültige 
Aufgabe der Tätigkeit behandelt. Die Förderung kann erſt 
einſetzen, wenn nach Wiederaufnahme der Tätigkeit 
fünf Jahre vergangen ſind und während dieſer Zeit eine 
weitere Unterbrechung nicht eingetreten iſt. 

Die ausnahmsloſe Durchführung dieſes 
Grundſatzes bei allen Unterbrechungen würde zu großen 
Härten führen und die Verordnung zur Förderung der 
Landbevölkerung faſt gegenſtandslos machen. Es werden 
von der Verordnung vom 7. Juli 1938 überwiegend 
Angehörige der Landbevölkerung im jün 
geren Lebensalter erfaßt (Heirat nach dem 30. Juni 
1938 oder 31. Dezember 1933). Dieſe find in vielen Fällen 
kraft Geſetzes oder kraft behördlicher An- 
ordnung gezwungen, zeitweilig ihre 
Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländliche Handwerker zu 
unterbrechen. Auch die Zeit einer allgemeinen 
Arbeitsloſigkeit liegt noch nicht ſo weit zurück, daß 
nicht Angehörige der Landbevölkerung davon betroffen ge⸗ 
weſen wären. Auch Erkrankungen können Anlaß 
geweſen ſein, mit der Arbeit auszuſetzen. Und es darf 
ſchließlich das geſunde Streben nach Fortbil- 
dung und Weiterbildung im Beruf nicht durch 
engherzige Verſagung der Vergünſtigungen in Fällen erſtickt 
werden, in denen dieſe Fortbildung nicht ohne zeitweilige 
Unterbrechung der Tätigkeit möglich iſt. 


* 


Der Zweck der Verordnung vom 7. Juli 1938 ver- 
bietet, die vor einer Unterbrechung liegende Zeit der 
Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als länd⸗ 
licher Handwerker in jedem Fall unberückſichtigt 
zu laſſen. $ 12 der Verordnung ordnet deshalb an, daß 
beſtimmte Unterbrechungen außer Be 
tracht bleiben ſollen. 


„Die Unterbrechung bleibt außer Be⸗ 
tracht“ bedeutet, daß die Unterbrechung als nicht ein⸗ 
getreten behandelt wird. Die Zeit der Unterbrechung 
gilt als Zeit, in der die Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft oder als ländlicher Handwerker weiterhin 
ausgeübt worden iſt. Die Folge iſt, daß ſowohl die 
Zeit der Unterbrechung als auch die vor der 
Unterbrechung liegende Zeit einer Tätigkeit in 
der Land- oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Hand— 
werker in die Berechnung des Fünfjahres⸗ 
zeitraums einbezogen wird. 


§ 12 der Verordnung vom 7. Juli 1938 enthält keine 
erſchöpfende Aufzählung der Unterbrechungen, 
die außer Betracht bleiben. Die Liſte der unſchäd⸗ 
lichen Unterbrechungen iſt aus den Er- 
fahrungen der praktiſchen Handhabung der 
Verordnung heraus durch den NdF-Erlaß vom 3. Sep⸗ 
tember 1938 H 2075 — 134 VI und durch einen weiteren, 
nicht veröffentlichten Rd⸗Erlaß vom 14. Juni 1939 H 2083 
— 31 VI ergänzt worden. Die folgenden Unter— 
brechungen ſollen danach bei der Berechnung des Fünfjahres⸗ 
zeitraums außer Betracht bleiben: 
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a) 


die Unterbrechung infolge Arbeits⸗ und 
Militärdienſtes, ſoweit es ſich um die 
Erfüllung der Arbeits⸗ und Wehrdienſt⸗ 
pflicht oder um kurzfriſtige übungen 
handelt. 


Angehörige der Landbevölkerung, die ſich frei⸗ 
willig für eine längere Dienſtzeit ver⸗ 
pflichten, um Berufsſoldaten zu werden, geben damit 
ihre Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
oder als ländlicher Handwerker endgültig auf. Kehren 
ſie nach Ablauf ihrer Dienſtverpflichtung oder nach vor⸗ 
zeitiger Entlaſſung aus dem Heeresdienſt in die Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft oder in ein ländliches Handwerk 
zurück, ſo beginnt die Fünfjahresfriſt ab dem Tag der 
erneuten Aufnahme der Tätigkeit; 


b) die Unterbrechung infolge des Einſatzes 


c) 


d) 


zur Sicherung des Kräftebedarfs für 
Aufgaben von beſonderer ſtaatspoli⸗ 
tiſcher Bedeutung auf Grund der Ver⸗ 
ordnung des Beauftragten für den Vier⸗ 
jahresplan. 


Beiſpiel: 


Ein ländlicher Handwerker wird durch das Arbeitsamt 
für Arbeiten am Weſtwall verpflichtet; 


die Unterbrechung aus Anlaß der Ge⸗ 
währung eines Eheſtandsdarlehens bei 
Frauen, wenn die Aufgabe der Tätig⸗ 
keit durch die Ehefrau Vorausſetzung 
für die Hingabe des Eheſtandsdarlehens 
war. 

Eines der Hauptziele der Eheſtands⸗ 
darlehen war urſprünglich der Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit. Frauen, die ein Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen erhalten wollten, mußten vor Hin⸗ 
gabe des Darlehens aus ihrem Arbeits- 
verhältnis ausſcheiden. Sie mußten ſich ver⸗ 
pflichten, eine Tätigkeit als Arbeitnehmerin 
nicht wieder aufzunehmen, folange der Ehe⸗ 
mann nicht hilfsbedürftig und das Ehe⸗ 
ſtands darlehen nicht reſtlos getilgt war. 
Dieſe Beſtimmungen galten auch für Angehörige der 
Landbevölkerung. Sie ſind durch Verwaltungsanweiſung 
verſchiedentlich gelockert worden. Das Dritte Geſetz zur 
Anderung des Geſetzes über Förderung von Ehe⸗ 
ſchließungen vom 3. November 1937 hat fie endgültig be- 
ſeitigt, nachdem der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 
ſiegreich beendet war. Es würde eine unbillige 
Härte bedeuten, wenn die erzwungene Aufgabe 
der Tätigkeit in der Land- oder Forſtwirtſchaft die 
Nichtanrechnung der vor der Empfangnahme des 
Eheſtandsdarlehens geleiſteten Arbeitszeit zur Folge 
haben würde; 


die Unterbrechung wegen Krankheit und 
Arbeitsloſigkeit. 

Längere Krankheiten ſind durch eine Be⸗ 
ſcheinigung des behandelnden Arztes oder der 
Krankenkaſſe nachzuweiſen. Bei Krankheiten von 
kürzerer Dauer wird unter dem Geſichtspunkt der 
Ausführungen unten unter i ein Nachweis regel⸗ 
mäßig nicht erforderlich ſein. 

Arbeitsloſigkeit kann durch Vorlegung des 
Arbeitsbuchs oder der Stempelkarte nach⸗ 
gewieſen werden. Arbeitsloſigkeit braucht nicht 
notwendig völlige Untätigkeit zu bedeuten. Es 
hat immer Arbeitsloſe gegeben, die außerhalb ihres er- 
lernten Berufs und außerhalb ihres Wohnſitzes jede 
Arbeit angenommen haben, die ſie gefunden haben. Es 
wäre ungerecht, die vorübergehende Tätig⸗ 
feit- in einem fremden Beruf nicht als Unter⸗ 
brechung infolge von Arbeitsloſigkeit zu werten, wenn 
es glaubhaft erſcheint, daß die Arbeit außerhalb 


e) 


f) 


8) 


der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder des 
ländlichen Handwerks wegen Arbeits⸗ 
loſigkeit im erlernten oder bisher aus⸗ 
geübten Beruf angenommen worden iſt. 


Beiſpiel: 

Ein Gärtner hat bis zum 30. September 1934 in einem 
Gartenbaubetrieb in einer ländlichen Gemeinde gearbeitet 
und wird an dieſem Tage arbeitslos. Im Winter 1934/85 
findet er zuerſt Beſchäftigung im Straßenbau, ſpäter als 
Schneeſchipper, im Frühjahr 1935 im Baugewerbe. Ab 
1. Mai 1935 erhält er wieder Arbeit in einer ländlichen 
Gärtnerei. Er verſichert, trotz ernſtlicher Bemühungen im 
Winter 1934/35 eine Anſtellung als Gärtner nicht gefunden 
zu haben. Das erſcheint glaubhaft. Die Unterbrechung vom 
1. Oktober 1934 bis zum 30. April 1935 (ſieben Monate) gilt 
als Unterbrechung wegen Arbeitsloſigkeit; 


die jahreszeitlich bedingten Unter⸗ 
brechungen, wenn die Tätigkeit im 
übrigen regelmäßig und in nennens⸗ 
wertem Umfang ausgeübt wird. 

Landarbeiter ſind im Winter während der 
Froſtperiode oft zur Untätigkeit verdammt. 
Tagelöhnerinnen auf großen Gütern, Arbeite⸗ 
rinnen in forſtlichen Pflanz- und Setzſchulen werden 
wegen Arbeitsmangels zu beſtimmten 
Jahreszeiten nicht gebraucht. Dieſe jahres⸗ 
zeitlich bedingten Unterbrechungen jınd 
unſchädlich, wenn die Arbeitskräfte im übrigen 
regelmäßig und dauernd der Land- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft zur Verfügung ſtehen. Arbeiter und Arbeite— 
rinnen, die beiſpielsweiſe nur zur Kartoffel- 
ernte aufs Land gehen und im übrigen nicht 
in der Landwirtſchaft tätig ſind, können 
nicht geltend machen, daß die Unterbrechung ihrer 
Tätigkeit in der Landwirtſchaft jahreszeitlich 
bedingt ſei. Kartoffeln werden zwar in Deutſchland 
nur im Herbſt geerntet. Die Arbeitskräfte, die in jedem 
Jahr nur während dieſer kurzen Zeit in der Landwirt⸗ 
ſchaft arbeiten, ſind jedoch nicht ſtändige Helfer der 
Landwirtſchaft, ſondern Gelegenheitsarbeiter. 
Die Pauſe bis zur nächſtjährigen Kar⸗ 
toffelernte kann bei ihnen nicht als 
jahreszeitlich bedingte Unterbrechung 
angeſehen werden; 


die Unterbrechung zum Beſuch einer 
landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaft⸗ 
lichen, gärtneriſchen, handwerklichen 
oder ſonſtigen Fachſchule, z. B. einer landwirt⸗ 
ſchaftlichen Winterſchule einer landwirtſchaftlichen Rech⸗ 
nungsſchule, einer Weinbauſchule, einer Hufbeſchlag⸗ 
ſchule uſw.; 


die Unterbrechung infolge Schwanger⸗ 
ſchaft und Entbindung bis zur Dauer 
eines halben Jahres in jedem Fall, auch 
wenn ein Krankheitsfall nicht vorliegt. 
Die ſpätere Mutter ſoll nicht zur Erhaltung der Anwart⸗ 
ſchaft auf die Förderung gezwungen werden, zum Scha⸗ 
den des Kindes und zu ihrem eigenen Schaden bis un⸗ 
mittelbar vor der Geburt und gleich nach der Geburt 
zu arbeiten; 


h) die Unterbrechung zum Zweck der Erler- 


nung oder Vervollkommnung hauswirk⸗ 
ſchaftlicher Kenntniſſe in einem ſtädti⸗ 
ſchen Haushalt, wenn dieſe Unterbre⸗ 
chung innerhalb des Fünfjahreszeit⸗ 
raums insgeſamt die Dauer von einem 
Jahr nicht überſchritten hat. Als ftädlt- 
ſcher Haushalt gilt jeder Haushalt, der nicht zu 
einem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb gehört. Er 
braucht nicht in einer Stadt geführt zu werden. 
Die hauswirtſchaftlichen Kenntniſſe können auch beim 
Lehrer, Gutsbeamten, Paſtor, Fabrikanten oder Kaufe 
mann in einer ländlichen Gemeinde erworben werden; 
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i) alle ſonſtigen Unterbrechungen (die nicht 
unter die Buchſtaben a bis h eingeordnet werden kön⸗ 
nen) bis zur Dauer von fünf Monaten 
innerhalb eines Kalenderjahrs, wenn 
ſie vor dem 1. Juli 1939 liegen, und bis 
zur Dauer von drei Monaten innerhalb 
eines Kalender jahrs, wenn ſie nach dem 
30. Juni 1939 eingetreten find Sonſtige 
Unterbrechungen bis zur Dauer von ſechs 
Monaten innerhalb eines Kalender⸗ 
jahrs können darüber hinaus außer Betracht 
bleiben, wenn die Verſagung der Vergünſtigungen eine 
Härte bedeuten würde und der Zweck der Ver⸗ 
ordnung erreicht wird. 


Die unter Buchſtaben i fallenden Unterbrechungen 
gliedern ſich in zwei Gruppen: kurzfriſtige 
ſonſtige Unterbrechungen, die in jedem 
Fall außer Betracht bleiben ſollen, und länger ⸗ 
friſtige ſonſtige Unterbrechungen, die nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen unſchädlich ſind. 


Die zuläſſige Dauer kurzfriſtiger Unterbrechungen 
iſt für die Zeit vor dem 1. Juli 1939 um zwei 
Monate länger bemeſſen worden als für die 
künftigen Jahre. Die Angehörigen der Landbevöl⸗ 
kerung müſſen ſich allmählich ſo umſtellen, daß möglichſt 
jede vermeidbare Unterbrechung ihrer Tätigkeit in der 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländliche Handwerker 
unterbleibt. Es kann unter dieſem Geſichtspunkt frag- 
lich ſein, ob es mit dem Zweck der Verordnung vom 
7. Juli 1938 überhaupt vereinbar iſt, Unterbrechungen 
bis zur Dauer von drei Monaten ausnahmslos für un⸗ 
erheblich zu erklären. Die Rückſichtnahme auf die 
Arbeitslage der Finanzämter läßt zeit⸗ 
raubende Erhebungen bei kurzen Unterbrechungen als 
unzweckmäßig erſcheinen. Dieſe Tatſache und der Wunſch 
nach einer möglichſt ſchnellen und großzügi⸗ 
gen Förderung der Landbevölkerung 
laſſen es geboten erſcheinen, eine dreimonatige 
Unterbrechung aus beliebigem Grund 
weiterhin immer außer Betracht zu laſſen. 


Der Grund für eine derartige kurzfriſtige „ſon⸗ 
ſtige“ Unterbrechung iſt belanglos und braucht 
nicht ermittelt zu werden. Die „ſonſtigen“ Unter⸗ 
brechungen können durch rein perſönliche Ver ⸗ 
hältniſſe bedingt ſein. Zu ihnen gehört auch die 
Verbüßung einer kurzfriſtigen Frei⸗ 
heitsſtrafe. Die wiederholte Verbüßung 
von Freiheitsſtrafen innerhalb des Fünfjahres⸗ 
zeitraums wird jedoch Anlaß geben müſſen, die per⸗ 
ſönlichen Vorausſetzungen für die För⸗ 
derung eingehend zu prüfen. Hinweis auf 
Abſchnitt 9. 

Über ſonſtige Unterbrechungen, die länger als 
drei Monate, höchſtens jedoch ſechs Mo⸗ 
nate, andauern, kann nur dann hinweggeſehen wer- 
den, wenn die Verſagung der Vergünſtigungen im 
einzelnen Fall eine Härte bedeuten würde und der 
Zweckder Förderung doch erreicht wird. Die 
Entſcheidung dieſer Fragen iſt dem pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen der Finanzämter überlaſſen. Dabei iſt eine gewiſſe 
Großzügigkeit für die vor dem 1. Juli 1939 
liegenden Unterbrechungen angebracht. Ein ſtrenge⸗ 
rer Maßſtab iſt bei den Unterbrechungen anzulegen, die 
nach dem 30. Juni 1939 eintreten. Ein ländlicher 
Handwerker oder ein Landarbeiter, der ohne zwin⸗ 
genden Grund alljährlich fünf oder ſechs Monate 
in die Induſtrie geht, um dort die beſſeren 
Verdienſtmöglichkeiten auszunutzen, 
kann nicht beanſpruchen, daß dieſe Unterbrechungen 
außer Betracht gelaſſen werden. Die Verſagung der 
Förderung ſtellt in dieſen Fllen keine Härte dar. 


Der Zweck der Verordnung wird — ab⸗ 
geſehen von dem ſoeben bezeichneten Fall der Arbeit in 


der Induſtrie — erreicht, wenn zu erwarten iſt, 
daß ſich die Unterbrechung nicht wiederholen 
wird, und daß der Bewerber um die För⸗ 
derung künftig ſeine Arbeitskraft in 
vollem Umfang der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaftoder dem ländlichen Handwerk 
zur Verfügung ſtellen wird. 


* 


Alle Unterbrechungen können nebeneinander auf⸗ 
treten und ſich innerhalb des Fünfjahreszeitraums wie⸗ 
derholen. Eine Ausnahme e beſteht nur für die unter 
Buchſtabe h bezeichnete Unterbrechung zum Zweck der Er⸗ 
lernung oder Vervollkommnung hauswirt⸗ 
ſchaftlicher Kenntniſſe in einem ſtädtiſchen Haus⸗ 
halt. Dieſe darf innerhalb des Fünfjahreszeitraums ins⸗ 
geſamt ein Jahr nicht überſteigen. 


Die unter a bis k bezeichneten Unterbrechungen find 
nicht befriſtet. Die Feſtſetzung von Höchſtfriſten iſt bei 
der Verſchiedenartigkeit der vorkommenden Verhältniſſe 
nicht möglich und nicht zweckmäßig. Das Fehlen von zeit⸗ 
lichen Grenzen darf aber nicht dazu führen, Unterbrechun⸗ 
gen der unter a bis k bezeichneten Art willkürlichaus⸗ 
zudehnen. Die Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländlicher Handwerker muß in ange⸗ 
meſſener Friſt nach Fortfall des Grundes für die 
Unterbrechung wieder aufgenommen werden. 


Beiſpiel: 

Ein ländlicher Handwerker iſt im Oktober 1938 bei den 
Arbeiten am Weſtwall eingeſetzt und am 15. April 1939 wieder 
entlaſſen worden. Er nimmt ab 20. April 1939 Arbeit in einer 
Stadt des weſtfäliſchen Induſtriegebiets an und kehrt erſt am 
1. Auguſt 1939 in einem ländlichen Handwersbetrieb zurück. 


Die Unterbrechung kann nicht wegen des Einſatzes bei 
Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung außer 
Betracht gelaſſen werden. Sie iſt über die Dauer des Einſatzes 
hinaus willkürlich ausgedehnt worden. Hätte der Handwerker 
dagegen im Laufe des Mai ſeine frühere Tätigkeit wieder auf⸗ 
genommen, ſo bliebe die Unterbrechung außer Betracht. 


Eine Unterbrechung wird nicht immer vollſtän⸗ 
dig innerhalb des Fünfjahreszeitraums 
liegen. Sie kann ſich mit deſſen Anfang oder Ende über⸗ 
ſchneiden. Unterbrechungen, die am Anfang des 
Fünfjahreszeitraums beſtanden haben, bleiben 
nach den gleichen Grundſätzen außer Betracht wie Unter⸗ 
brechungen innerhalb des Fünfjahreszeitraums. 


Beiſpiel: 

Ein landwirtſchaftlicher Arbeiter beantragt am 1. Novem⸗ 
ber 1938 ein Einrichtungsdarlehen. Er iſt ſeit 1929 in der 
Landwirtſchaft tätig. In der Zeit vom 2. Juli 1933 bis zum 
15. Dezember 1933 war er krank. Am 16. Dezember 1933 hat 
er ſeine Tätigkeit in der Landwirtſchaft wieder aufgenommen. 


Der Fünfjahreszeitraum beginnt $ 3 VO gemäß am 
1. November 1933. Obwohl der Landarbeiter an dieſem Tage 
und in der folgenden Zeit krank war, kann die Zeit vom 1. No» 
vember 1933 bis zum 15. Dezember 1933 in dem Fünfjahres⸗ 
zeitraum einbezogen werden. Es ſteht feſt, daß die Tätigkeit 
nur wegen der Erkrankung unterbrochen worden iſt und daß 
der Landarbeiter nach ſeiner Geſundung dem Land die Treue 
gehalten hat. 


Unterbrechun en, die zur Zeit der Antragſtel⸗ 
lung noch ichs beendet ſind, können nicht ohne 
weiteres außer Betracht gelaſſen werden. Die 
Entſcheidung über die Gewährung der Vergünſtigungen 
muß grundſätzlich bis zum Ablauf der Unterbre⸗ 
chung ausgeſetzt werden. Erſt dann iſt ein Urteil dar- 
über möglich, ob der Angehörige der Landbevölkerung ſeine 
Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als länd⸗ 
licher Handwerker nur unterbrochen oder end⸗ 
gültig aufgegeben hat. Das gilt insbeſondere bei 
ſolchen Unterbrechungen, deren Ende ſchwer abzuſehen iſt 
oder in weiter Ferne liegt. 
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Beiſpiel: 


Ein Landarbeiter, der ſeit dem 1. April 1933 in der Land⸗ 
wirtſchaft tätig iſt, beantragt am 1. November 1938 ein Ein⸗ 
richtungsdarlehen. Er iſt am 1. November 1937 zum Heeres⸗ 
dienſt eingezogen worden, aus dem er vorausſichtlich am 
81. Oktober 1939 entlaſſen wird. 

Die Beendigung der Unterbrechung iſt am 1. November 
1938 in weite Ferne gerückt. Die Bewilligung iſt bis zum 
November 1939 auszuſetzen. Erſt dann iſt zu überſehen, ob die 
Tätigkeit nur ar oder endgültig aufgegeben iſt. An⸗ 
genommen, der Landarbeiter hätte ſich im Juli 1939 für eine 
zwölfjährige Dienſtzeit verpflichtet, dann müßte die Tätigkeit 
als mit dem Tag des Einrückens zum Wehrdienſt aufgegeben 
gelten. Ein im November 1938 bewilligtes Einrichtungsdar⸗ 
lehen wäre zu Unrecht gewährt worden. Nimmt der Land⸗ 
arbeiter im November 1939 ſeine Tätigkeit in der Landwirt⸗ 
chaft wieder auf, ſo iſt die Zeit des Wehrdienſtes in den Fünf⸗ 
jahreszeitraum einzubeziehen, ſoweit es erforderlich iſt. 


Der Satz „Keine Regel ohne Ausnahme“ gilt 
auch in dieſem Fall. Die Zielſetzung der Verordnung vom 
7. Juli 1938 verbietet, immer die Beendigung der 
Unterbrechung abzuwarten. Die Vergünſtigungen können 
ſchon vor Ablauf der Unterbrechung gewährt werden, 
wenn aus den Umſtänden des einzelnen Falles ohne wei⸗ 
teres erſichtlich iſt, daß eine endgültige Auf⸗ 
gabe der Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder 
als ländlicher Handwerker nicht in Betracht kommt. Das 
iſt regelmäßig der Fall bei Erkrankungen, die ihrer Natur 
nach nicht lange andauern, bei Einberufungen zu kurz⸗ 
friſtigen militäriſchen Übungen oder beim Vorhandenſein 
von eigenem landwirtſchaftlichen Beſitz uſw. Angehörige 
der Landbevölkerung, die zum Kriegsdienſt 
oder bei beſonderem Einſatz der Wehrmacht 
einberufen find, erhalten ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die Vergünſtigungen während des 
Kriegsdienſtes und während des Einſatzes, 
wenn im übrigen alle Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſind. Es kann bei ihnen ohne weiteres unterſtellt 
werden, daß ſie ihre Tätigkeit nicht aufgegeben, 
ſondern nur unterbrochen haben. 


3. Fortſetzungsabſicht 


Das Ziel der Verordnung vom 7. Juli 1938 iſt die 
Erhaltung und Gewinnung von Arbeits- 
kräften für das Land. Deshalb kann eine in der 
Vergangenheit liegende Tätigkeit für ſich allein 
nicht genügen, um die Förderung auszulöſen. Es muß 
gewährleiſtet ſein, daß die geförderten Angehörigen 
der Landbevölkerung auf dem Land bleiben und 
ihre bisherige Tätigkeit weiter ausüben. 
Die Verordnung verlangt deshalb, daß die Angehörigen der 
Landbevölkerung, die gefördert werden wollen, die Ab- 
ſicht haben, ihre Tätigkeit in der Land- oder 
Forſtwirtſchaft oder als ländliche Hand⸗ 
werker fortzuſetzen. Dieſe Abſicht iſt Vor⸗ 
ausſetzung für die Förderung. Das ergibt ſich 
dem Sinn nach aus § 1 Abſätzen 3 und 4 VO und iſt aus⸗ 
drücklich im § 3 Abſatz 1 und im § 8 Abſatz 1 VO aus⸗ 
geſprochen. 


Die Abſicht, die bisherige Tätigkeit weiterhin aus⸗ 
zuüben, muß in irgendeiner Form zum Ausdruck 
kommen. Ein Beweis der Abſicht kann allerdings nicht 
verlangt werden. Die Abſicht als Ergebnis der Willens⸗ 
bildung it nicht beweisbar. Auf ihr Vorhanden⸗ 
ſein kann nur aus einem beſtimmten Verhalten, aus 
Handlungen, Außerungen uſw. geſchloſſen wer⸗ 
den. Angehörige der Landbevölkerung, die einen Antrag auf 
Förderung ſtellen, haben eine Erklärung abzugeben, 
daß ſie die bisherige Tätigkeit fortſetzen wollen. Dieſe 
Erklärung iſt im allgemeinen als glaubhaft anzuſehen, 
insbeſondere, wenn jeder Anhalt dafür fehlt, daß die Tätig⸗ 
keit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher 
Handwerker demnächſt endgültig aufgegeben werden wird. 
Angehörige der Landbevölkerung haben die Vermu— 


tung der Richtigkeit ihrer Erklärung für 
ſich, wenn ſie: 


a) ſeit langer Zeit in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft oder als ländlicher Hand⸗ 
werker arbeiten, 


b)eine Familie in einer ländlichen Ge⸗ 
meinde haben oder gründen wollen oder 


ce) eigenes Land bewirtſchaften. 


Weigert ſich ein Angehöriger der Landbevölkerung, 
die Erklärung über die Fortſetzungsabſicht abzugeben, ſo 
ſchließt er ſich damit von der Förderung aus. 


4. Tätigkeit im Inland 


Ich habe bei der Behandlung der Grundbegriffe der 
Verordnung zur Förderung der Landbevölkerung bereits 
darauf hingewieſen, daß zu den Angehörigen der Land⸗ 
bevölkerung nur ſolche Volksgenoſſen gehören, die ihre 
Tätigkeit in einer ländlichen Gemeinde aus⸗ 
üben (Hinweis auf DStZ 1939 Nr. 34). Die Verordnung 
vom 7. Juli 1938 beſagt nichts darüber, in welchem 
Staatsgebiet die ländliche Gemeinde liegen und da⸗ 
mit die Tätigkeit ausgeübt ſein muß. 


Zweck der Förderung iſt die Eindämmung der 
Landflucht, Erhaltung und Rückgewinnung 
von Arbeitskräften für das Deutſche Land 
und für die Deutſche Land⸗ und Forſtwirtſchaft. Dieſe Ziel⸗ 
ſetzung ſchließt die Forderung in ſich, daß die Tätigkeit im 
Inland ausgeübt worden ſein muß. Es beſteht für 
die Deutſche Volksgemeinſchaft kein Anlaß, 
die einer fremden Volkswirtſchaftgeleiſte⸗ 
ten Dienſte zu belohnen. Landarbeiter oder länd⸗ 
liche Handwerker, die in Amerika oder in Aſien, in der 
Schweiz oder in Enaland fünf Jahre lang in der Landwirt⸗ 
ſchaft oder als ländliche Handwerker gearbeitet haben, lön⸗ 
nen nicht erwarten, daß ihnen das Deutſche Volk dafür 
eine beſondere Förderung angedeihen läßt. Iſt die Tätig⸗ 
keit nur zeitweilig im Ausland ausgeübt worden, 
ſo liegt eine Unterbrechung der Inlandstätigkeit vor. 
Sie kann nur nach den im Abſchnitt 2 behandelten Grund⸗ 
ſätzen außer Betracht bleiben. 


Die Berechtigung der Forderung nach Ausübung der 
Tätigkeit im Inland kann nicht beſtritten werden. Es kom⸗ 
men aber doch Fälle vor, in denen Ausnahmen zu⸗ 
gelaſſen werden müſſen. Es ſind gerade in der letzten Zeit 
ſehr viele Deutſche Volksgenoſſen aus Polen 
verdrängt worden, die dort bisher auf ihrer ererbten Scholle 
geſeſſen und gearbeitet haben. Sie haben in Polen zur Er⸗ 
haltung des Deutſchen Volkstums weſentlich beigetragen. 
Durch die Willkür der Polenherrſchaft haben ſie Haus und 
Hof verlaſſen müſſen und ihr Hab und Gut verloren. Dieſe 
Deutſchen Volksgenoſſen ſind, ſoweit ſie aus der Landwirt⸗ 
Schaft oder aus dem ländlichen Handwerk kommen, im Deut- 
ſchen Reich möglichſt ihrem erlernten Beruf zugeführt und 
auf dem Land ſeßhaft gemacht worden. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft für alle Volks⸗ 
deutſchen, die aus den ehemals Deutſchen, 
auf Grund des Verſailler Diktats abge⸗ 
trennten Gebieten zur Deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft oder zum Deutſchen ländlichen 
Handwerk ſtoßen, die Forderung nach einer 
fünfjährigen Inlandstätigkeit fallen ge⸗ 
laſſen. Sie können gefördert werden, wenn die 
Tätigkeitin der Land oder Forſtwirtſchaft 
oderim ländlichen Handwerkganzoderteil⸗ 
weiſe in den abgetrennten Gebieten aus⸗ 
geübt worden iſt und der Zweck der Verord⸗ 
nung trotzdem erreicht wird. Das iſt immer 
anzunehmen, wenn dieſe Volksgenoſſen nunmehr der 
Deutſchen Land- oder Forſtwirtſchaft oder 
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dem ländlichen Handwerk treue Helfer ge- 
worden ſind. 


* 


Einige Beſonderheiten ſind bei einer Tätigkeit 
in der ehemaligen Tſchecho⸗Slowakei zu be⸗ 
achten. Die Verordnung vom 7. Juli 1938 gilt zur Zeit 
noch nicht im Protektorat Böhmen und Mähren. Deutſche 
Volksgenoſſen, die im Protektorat fünf Jahre un⸗ 
unterbrochen in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als 
ländliche Handwerker tätig geweſen ſind und weiterhin 
dort tätig ſind, können vorläufig nicht ge⸗ 
fördert werden. 


Angehörige der Landbevölkerung Deutſcher Volks⸗ 
zugehörigkeit, die auf Grund des Volks⸗ 
tumskampfes in der früheren Tſchecho⸗ 
Slowakei ihre Heimat verlaſſen mußten und im In⸗ 
land in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländliche 
Handwerker tätig geworden ſind, müſſen wie die aus 
den abgetretenen Gebieten vertriebenen 
Deutſchen behandelt werden. 


* 


Für die in den ſudetendeutſchen Gebieten 
tätigen Angehörigen der Landbevölkerung gilt das folgende: 


Die im Oktober 1938 aus dem tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Staatsverband gelöſten ſudetendeutſchen Gebiete 
find heute im Reichsgau Sudetenland, zum klei⸗ 
neren Teil in Schleſien, Bayern und in der Oſt⸗ 
mark, feſt mit dem Deutſchen Reich verſchmolzen. Sie 
gehören nicht zum Protektorat Böhmen und Mähren. In 
dieſen Gebieten gilt die Verordnung zur Förderung der 
Landbevölkerung ſeit dem 1. Januar 1939. Die Tätigkeit in 
der Land» oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher Hand⸗ 
werker im Sudetenland gilt auch inſoweit als Inlands- 
tätigkeit, als fie noch unter tſchechiſcher Herrſchaft 
ausgeübt worden iſt. 


Die Verhältniſſe liegen nicht immer ſo klar, daß bei⸗ 
ſpielsweiſe der im Sudetenland ſeßhafte Land⸗ 
arbeiter ausſchließlich in den ſudetendeut⸗ 
ſchen, heute dem Reich eingegliederten Ge⸗ 
bieten gearbeitet hat. Dieſe Gebiete ſind im 
weſentlichen nach den Geſichtspunkten des Volkstums aus 
der ehemaligen Tſchecho⸗Slowakei gelöſt worden. Sie haben 
mancherlei wirtſchaftliche Beziehungen zu den im Oktober 
1938 beim tſchechiſchen Staat verbliebenen und heute zum 
Protektorat, zu Polen oder zur Slowakei gehörenden Ge⸗ 
bieten. Es ſind die Fälle nicht ſelten, daß ein ländlicher 
Handwerker oder ein Landarbeiter bis zur Rückgliederung 
des Sudetenlandes zeitweilig im heutigen Protek-⸗ 
torat, im Olſagebiet uſw. gearbeitet hat, feinen 
Wohnſitz aber im Sudetenland hatte. Dieſe Volks⸗ 
genoſſen ſind nach dem Oktober 1938 in das inländiſche 
Wirtſchaftsleben eingegliedert worden. Ihre vergangene 
Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als länd⸗ 
licher Handwerker im heutigen Protektorat, im 
Olſagebiet oder in der Slowakei kann wie 
eine Tätigkeit im Inland behandelt wer- 
den, wenn es den Zielen der Verordnung vom 7. Juli 1938 
entſpricht. 


Angehörige der Landbevölkerung, die im Memel⸗ 
land beheimatet find, müſſen wie die ſudetendeut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen behandelt werden. Die Tätig⸗ 
keit im Memelland unter litauiſcher Herrſchaft gilt als 
Inlandstätigkeit. Eine vergangene Tätigkeit im 
litauiſchen Staatsgebiet iſt dann anzurechnen, 
wenn der Bewerber um die Förderung ſeit Heimkehr des 
Memellandes in der Deutſchen Landwirtſchaft oder im 
Deutſchen ländlichen Handwerk tätig iſt und weiterhin tätig 
ſein wird. 


5. Familienſtand 


Die Verordnung vom 7. Juli 1938 fördert nur Ehe⸗ 
Leute Müder heiratete gehen der 
Landbevölkerung beiderlei Geſchlechts kön⸗ 
nen nicht in den Genuß der Vergünſtigungen kommen. Die 
Verordnung ſpricht dies nicht mit klaren Worten aus. Die 
Faſſung und der Inhalt der Beſtimmungen laſſen aber 
keinen Zweifel daran, daß der Eheſtand der Bewerber 
Vorausſetzung für die Förderung iſt. Die in 88 1 
und 2 geregelte Stundung der Tilgungsbeträge 
der Eheſtandsdarlehen kann ihrem Weſen nach nur 
bei Eheleuten in Betracht kommen; denn nur Eheleute er⸗ 
halten Eheſtandsdarlehen. Einrichtungsdarlehen 
und Einrichtungszuſchüſſe ſind ebenfalls Ehe⸗ 
leuten vorbehalten. Das ergibt ſich daraus, daß der Fünf⸗ 
jahreszeitraum der Tätigkeit in beſtimmte Beziehung zum 
Tag der Heirat geſetzt iſt. 33 Abſatz 3 und 88 Abſatz 4 VO 
zählen die perſönlichen Vorausſetzungen auf, die die Ehe⸗ 
gatten erfüllen müſſen. 

Ein eheähnliches Verhältnis kann der Ehe 
nicht gleichgeſtellt werden. Angehörige der Landbevölke⸗ 
rung, die aus irgendwelchen Gründen (z. B. wegen des Fort⸗ 
bezugs einer Rente uſw.) ſich trotz eheähnlichen Zuſammen⸗ 
lebens nicht trauen laſſen wollen, müſſen als Folge den 
Ausſchluß von der Förderung in Kauf nehmen. 

Verwitwete und geſchiedene Angehörige 
der Landbevölkerung ſind nicht mehr ver⸗ 
heiratet. Die Ehe iſt durch den Tod des einen Ehegatten 
oder durch die Scheidung aufgelöſt worden. Dem Wort⸗ 
laut der Verordnung nach können in ſolchen Fällen 
die Vergünſtigungen nicht gewährt werden. Das wäre 
eine große Härte, zumal wenn infolge des Vorhandenſeins 
von Kindern die Führung eines eigenen Hausſtands un⸗ 
vermeidbar iſt. Der Reichsminiſter der Finanzen hat im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft angeordnet, daß verwitwete und ge⸗ 
ſchiedene Angehörige der Landbevölkerung 
wie Eheleute behandelt werden ſollen. Sie 
können Stundung der Tilgungsbeträge der Eheſtandsdar⸗ 
lehen, Einrichtungsdarlehen und Einrichtungszuſchüſſe er⸗ 
halten, wenn ſie im übrigen alle Vorausſetzungen erfüllen. 


6. Deutſche Staatsangehörigkeit 


Beide Ehegatten müſſen die Deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen. Die Danziger 
Staatsangehörigkeit war der Deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit gleichgestellt. Durch dieſe Beſtimmung 
wird erreicht, daß die gerade in der Landwirtſchaft oft an⸗ 
zutreffenden ausländiſchen Wanderarbeiter an 
den Vergünſtigungen nicht teilhaben. Die ausländiſchen 
Wanderarbeiter werden vom Frühjahr bis zum Herbſt in 
der Landwirtſchaft eingeſetzt und kehren dann in ihren 
Heimatſtaat zurück. Die Gewährung von Einrichtungsdar⸗ 
lehen und Einrichtungszuſchüſſen an ſie würde erhebliche 
Beträge ins Ausland fließen laſſen und unter Umſtänden 
eine unerwünſchte Belaſtung unſerer Deviſenlage herbei⸗ 
führen. Die Förderung ausländiſcher Wan⸗ 
derarbeiter widerſpricht außerdem dem Zweck 
der Verordnung vom 7. Juli 1938. Deutſche 
Volksgenoſſen ſollen auf dem Land ſeßhaft gemacht 
werden, um den ausländiſchen. landfremden Wanderarbeiter 
ſo weit wie möglich entbehrlich zu machen. Die Ab⸗ 
hängigkeit von ausländiſchen Arbeitskräften kann in Not⸗ 
zeiten zu ernſten Schwierigkeiten in der Bewältigung der 
anfallenden landwirtſchaftlichen Arbeiten führen. 

Die Deutſche Staatsangehörigkeit der Angehörigen der 
Landbevölkerung und ihrer Ehegatten wird in den meiſten 
Fällen feſtſtehen. Ergeben ſich in einzelnen Fällen Zwei⸗ 

el, ſo muß das Finanzamt bei der unteren Ver⸗ 
waltungs behörde oder bei der Polizei eine 
zuverläſſige Auskunft einholen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen kann § 3 der Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen zur Verordnung vom 7. Juli 1938 
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vom 31. Auguſt 1938 (RGBl. 1 S. 1174) gemäß auch 
fremden Staatsangehörigen und Staaten⸗ 
loſen Einrichtungsdarlehen oder Einrichtungszuſchüſſe ge⸗ 
währen, wenn fie Deutſchen oder artverwandten 
Bluts und politiſch zuverläſſig find. Dieſe Er⸗ 
mächtigung iſt durch Ziffer 16 des Erlaſſes vom 3. Septem⸗ 
ber 1938 H 2075 — 134 VI (RStBl. 1938 S. 881) den 
Finanzämtern übertragen worden. Die Anwendung dieſer 
Ermächtigung iſt bei Volksdeutſchen, die die Deutſche 
Staatsangehörigkeit nicht beſitzen, immer geboten, wenn 
alle ſonſtigen Vorausſetzungen erfüllt find. Bei fremden 
Staats angehörigen und Staatenloſen 
fremder Volkszugehörigkeit muß in jedem Fall 
eingehend geprüft werden, ob ſich der Bewerber um die 
Förderung in die Deutſche Volksgemeinſchaft 
eingefügt hat und ein wertvolles Mitglied 
der Landbevölkerung geworden iſt. Die Förderung 
von Angehörigen fremder Staaten und fremden Volkstums 
iſt nur dann berechtigt, wenn fie im Rahmen der 
Zwecke der Verordnung liegt, der Deutſchen Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft oder dem Deutſchen ländlichen Hand⸗ 
werk die dringend gebrauchten Arbeitskräfte zu erhalten 
und zu ſichern. 

Beiſpiel: 

Ein ruſſiſcher Kriegsgefangener iſt nach Beendigung des 
Kriegs mit Rußland im Jahr 1917 nicht in ſeine Heimat 
zurückgekehrt. Er hat ſtändig im Inland als Landarbeiter 
gearbeitet und nach dem für die Gewährung der Vergünſti⸗ 
gungen maßgebenden Stichtag eine deutſche Frau geheiratet. 
Er iſt ein tüchtiger Landarbeiter und erfreut ſich in ſeiner 
Wahlheimat des beſten Anſehens. Sein Verbleiben in der 
Landwirtſchaft iſt als ſicher anzunehmen. Die ausnahmsweiſe 
Förderung erſcheint angebracht. 


7. Deutſchblütige Abſtammung 


Beide Ehegatten müſſen. Deutſchen oder 
artverwandten Blutes ſein. Die Beſtimmung iſt 
§ 2 des Reichsbürgergeſetzes angeglichen. Deutſchen 
Blutes ſind alle Menſchen, die von Vorfahren ab⸗ 
ſtammen, die einem deutſchen Stamm zugehört haben. 
Artverwandken Blutes ſind im weſentlichen die 
anderen Völker Europas und ihre in fremden 
Erdteilen lebenden Nachkommen. Nicht Deutſchen oder 
artverwandten Blutes ſind Juden, Zigeuner und 
Farbige. Sie find fremdraſſig und können nicht 
gefördert werden. 

Die Behandlung fremdraſſiger Miſchlinge 
kann in Einzelfällen Schwierigkeiten bereiten. Eine allge- 
meine geſetzliche Kennzeichnung fremdraſſiger Miſchlinge 
beſteht bisher nicht. Die Erſte Verordnung zum 
Reichsbürgerge ſetz vom 14. November 1935 regelt 
nur die Frage jüdiſcher Miſchlinge. 

Jüdiſcher Miſchling iſt 82 Abſatz 2 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz gemäß, „wer von einem 
oder zwei der Raſſe nach volljüdiſchen 
Großelternteilen abſtammt ſofern er nicht nach 
§ 5 Abſatz 2 als Jude gilt“. § 5 Abſatz 2 lautet: „Als 


Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen 
Großeltern abſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche 
Miſchling, 


a) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religions⸗ 
e angehört hat oder danach in ſie aufgenom⸗ 
men wird, 


b) der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet 
war oder ſich danach mit einem ſolchen verheiratet. 


c) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinn des Ab⸗ 
ſatzes 1 ſtammt, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
vom 15. September 1935 geſchloſſen iſt, 


d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden 
im Sinn des Abſatzes 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 
1936 außerehelich geboren wird.“ 


Ein Großelternteil iſt volljüdiſch, wenn er 
ſeinerſeits von mindeſtens drei der Raſſe nach voll⸗ 
jüdiſchen Großeltern abſtammt. Er gilt ohne weiteres 
als Volljude, wenn er zwar von weniger als drei voll⸗ 
jüdiſchen Großeltern abſtammt, aber der jü diſchen 
Religionsgemeinſchaft angehört hat ($ 2 Abſatz 2 
Satz 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz). 

Angehörige der Landbevölkerung, die im Sinn dieſer 
Beſtimmungen jüdische Miſchlinge find, können die Vergün⸗ 
ſtiaungen der Verordnung vom 7. Juli 1938 nicht erhalten. 
Sie ſind nicht Deutſchen oder artverwandten Blutes. 


Beiſpiele: 

Die Großmutter eines ländlichen Handwerkers hat 
zwei volljüdiſche Eltern (vier bollfüdiſche Groß⸗ 
elternteile). Der ländliche Handwerker iſt jüdiſcher Miſchling 
und kann an der Förderung nicht teilnehmen. 

Die Großmutter hat eine volljüdiſche Mutter, 
aber einen deutſchblütigen Vater. Sie gehörte 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft an. Sie 
gilt als Volljüdin. Der ländliche Handwerker iſt 
jüdiſcher Miſchling. Seine Förderung iſt nicht möglich. 

Die Großmutter mit der jüdiſchen Mutter und 
dem deutſchblütigen Vater hat ihr ganzes Leben lang einer 
chriſtlichen Reliaionsgemeinſchaft angehört. 
Sie gilt nicht als Valljüdin. Der ländliche Handwerker 
gilt nicht als indischer Miſchling. Er ſtammt nicht von ein 
oder zwei bolljüdiſchen Großelternteilen ab. Es ſteht der An⸗ 
wendung der Verordnung vom 7. Juli 1938 auf ihn nichts 
im Weg. 


Solange eine geſetzliche Regelung für Miſchl inge 
anderer Fremdraſſen nicht beſteht, müſſen auf ſie 
die für füdiſche Miſchlinge geltenden Beſtimmungen 
ſinngemäß angewendet werden. 


Beiſpiele: 

Ein Landarbeiter mit drei Großelternteilen, die Voll⸗ 
blufzigeuner waren, gilt als Zigeuner. Er iſt nicht 
förderungsfähig. 

Ein Landarbeiter mit ein oder zwei Großeltern⸗ 
teilen, die Vollblutzigeuner waren, gilt als Zigeuner⸗ 
miſchling und kann nicht gefördert werden. 


In dieſen Fällen iſt eine entſprechende Anwendung der 
Norſchriften der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
ohne weiteres möglich. Sie ſtößt jedoch ouf Schwierigkeiten, 
wenn ein Großelternteilfremdraſſiger Miſch⸗ 
ling iſt und die anderen Großelternteile 
Deutſchen oder artverwandten Blutes ſind. 
Es wird regelmäßig nicht möglich fein, in ſolchen 
Fällen entſprechend der Regelung in § 2 Abſatz 2 Satz 2 der 
Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz die Zugehörig⸗ 
keit des Großelternteils zu einer Religjonsgemein⸗ 
ſchaft entſcheidend fein zu laſſen. Die Zigeuner bekennen 
ſich meiſtens ſchon ſeit langer Zeit zu einer chriſtlichen Kirche, 
beſtimmt aber nicht zur jüdiſchen Religion. 


8 3 Abſatz 2 Satz 2 der Erſten Verordnung zum Reichs- 
bürgergeſetz geht von dem Gedanken aus, daß ſich in der 
Zugehöriakeit zur jüdiſchen Reliaions⸗ 
gemeinſchaft der entſcheidende Einfluß des 
Fudentums auf die äußere und innere 
Lebenshaltung des Großelternteils zeſat. 
Hat bereits der Grahelternteil, der jüdiſcher Miſchling iſt, 
nicht mehr der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört, 
io kann angenommen werden, daß bei ihm die nicht ⸗ 
jüdiſchen Einflüſſe übermogen haben Der 
Enkel, der weitere jüdiſche Blutsbeimiſchungen nicht auf⸗ 
weiſt, ſoll dann wie ein deutſchblütiger Volks- 
genoſſe behandelt werden. - 

Man wird ſinngemäß einen Angehörigen der 
Landbevölkerung, deſſen einer Großelternteil fremd⸗ 
raſſiger, aber nicht jüdiſcher Miſchling iſt, 
nur dann als fremdraſſigen Miſchling anſprechen können, 
wenn der Großelternteil dem fremdraſſigen 
Einfluß unterworfen war. Der Enkel iſt als 
deutſchblütig zu behandeln, wenn der Groß 
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elternteil mit der fremdraſſigen Sippe 
nicht oder kaum in Berührung gekommen iſt. 
Beiſpiel: 

Die Großmutter eines Landarbeiters iſt das uneheliche 
Kind eines Zigeuners und einer deutſchblütigen Mutter. Sie 
iſt in der Familie ihrer Mutter aufgewachſen und iſt dem Ein⸗ 
fluß des unehelichen Vaters und ſeiner Sippe nicht unter⸗ 
worfen geweſen. Der Landarbeiter gilt als deutſchblütig und 
kann gefördert werden. 

Die Förderung iſt abzulehnen, wenn die Großmutter bei 
den Zigeunern aufgewachſen iſt und als Zigeunerin gelebt 
hat. Sie gilt dann als fremdraſſig, der Enkel iſt 
fremdraſſiger Miſchling. 

x 


Eingehende Ermittlungen über die 
deutſchblütige Abſtammung der Angehörigen der 
Landbevölkerung ſind in den weitaus meiſten Fällen nicht 
erforderlich. Bei Bewerbern um die Förderung, die 
bereits ein Ehe ſtandsdarlehen erhalten haben, er⸗ 
übrigt ſie ſich völlig. Dieſe Angehörigen der Landbevölke⸗ 
rung haben im Verfahren über die Gewährung des Ehe⸗ 
ſtandsdarlehens den Nachweis führen müſſen, daß ſie Deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes ſind. In allen anderen 
Fällen genügt regelmäßig die Abgabe der im Antrags⸗ 
vordruck für Einrichtungsdarlehen und Einrichtungszuſchüſſe 
vorgeſehenen Erklärung über die deutſchblütige Ab⸗ 
ſtammung. Juden und Zigeuner haben ſich nie 
gern mit der harten ländlichen Arbeit be- 
faßt, die eine große Verbundenheit mit dem Voden vor⸗ 
ausſetzt. Farbiges Miſchblut ſpielt in Deutſchland ſo gut 
wie keine Rolle. Die Gefahr einer unrechtmäßigen Gewäh⸗ 
rung der Vergünſtigungen iſt ſomit denkbar gering. 


8. Bürgerliche Ehrenrechte 


Der Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
beider Ehegatten iſt eine weitere Vorausſetzung für 
die Förderung. Solange der Ehrenrechtsverluſt bei einem 
der Ehegatten läuft, kann eine Vergünſtigung nach der Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1938 nicht gewährt werden. Ange⸗ 
hörige der Landbevölkerung, die ein Eheſtands dar 
lehen erhalten haben, haben die Vermutu ng des 
Beſitzes der bürgerlichen Ehrenrechte für 
ſich. Bei allen anderen Angehörigen der Landbevölkerung 
genügt im allgemeinen die im Antra gsvordruck 
abgegebene Erklärung über das Vorliegen dieſer 
Vorausſetzung. Es kann das Vertrauen in die Deutſchen 
Volksgenoſſen geſetzt werden, daß die geforderten Angaben 
der Wahrheit gemäß gemacht werden. Eine Nachprü⸗ 
fung der Erklärung durch Einholung eines Strafregiſter⸗ 
auszugs iſt in jedem Fall zu läſſig. 

Einwandfreies Vorleben und guter Leu⸗ 
mund ſind nicht ausdrücklich als Vorausſetzung für die 
Förderung bezeichnet. Vorſtrafen hindern alſo grund⸗ 
ſätzlich nicht die Gewährung eines Einrichtungsdarlehens 
oder Einrichtungszuſchuſſes. Das mag auf den erſten Blick 
befremdlich erſcheinen. Man wird aber nicht beſtreiten 
können, daß auch der ſchon einmal ſtraffällig gewordene 
Angehörige der Landbevölkerung ein tüchtiger Arbei⸗ 
ter Sein kann, an deſſen Erhaltung auf dem Land 
die Volksgemeinſchaft ein erhebliches Intereſſe hat. 
Es geht bei der Förderung der Landbevölkerung nicht um 
eine Ausleſe beiten Menſchen materials, ſon⸗ 
dern um die bitter notwendige Erhaltung der 
Arbeitskräfte für die Deutſche Landwirtſchaft. Es be- 
ſtehen auch keine Hinderungsgründe, die Vergünſtigungen 
zu bewilligen, wenn z. B. die Ehefrau ſich in der Dorf⸗ 
gemeinſchaft nicht des allerbeſten Leumund 
erfreut, weil ſie vor der Verehelichung Umgang mit mehre- 
ren Männern gehabt oder weil lie mehrere unehe- 
liche Kinder hat. 


9. Treue Diener des Deutſchen Volkes und Reichs 


Die Ehegatten müſſen jedoch nach ihrem 
Verhalten erkennen laſſen, daß ſie gewillt 
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und geeignet ſind, in Treue dem Deutſchen 
Volk und Reich zu dienen. Angehörige der Land⸗ 
bevölkerung, die ſich durch un würdiges Verhalten 
aus der Volksgemeinſchaft ausgeſchloſſen 
haben, verdienen die Förderung nicht. Die Ge⸗ 
meinſchaft hat kein Intereſſe daran, ſie durch Zuwendung 
von Geldmitteln zu unterſtützen. 


Die Faſſung der Beſtimmung könnte zu der Annahme 
führen, daß in jedem Fall Ermittlungem über das 
Verhalten der Ehegatten und ihre Gemeinſchaftsverbunden⸗ 
heit angeſtellt werden muſſen. Das iſt ni chterforder⸗ 
lich. Es kann grundſätzlich in jeden deutſchen Volksgenoſſen 
das Vertrauen geſetzt werden, daß er ſich in die Gemeinſchaft 
einfügt und ihren Geſetzen unterordnet. Es laſſen ſich nur 
dann die Einholung von Auskünften und ſonſtige Nach⸗ 
forſchungen nicht vermeiden, wenn ern ſtliche Beden⸗ 
ken hinſichtlich der Zuverläſſigkeit und der Volks 
verbundenheit der Bewerber um die Förderung und 
ihrer Ehegatten auftauchen. 


Die Gründe für ſolche Bedenken können ſehr 
verſchiedenartig fein. Die überwiegende Rolle 
ſpielt die politiſche Einſtellun g der Ehegatten. Es 
kommen Einzelgänger vor, die aus irgendwelchen Gründen 
glauben, die NSDAP und den nationalſozialiſtiſchen Staat 
ablehnen zu müſſen. Sie können ni cht erwarten, daß 


ihnen der Staat eine beſondere Förderung angedeihen läßt. 


Das Feen muß bei den zuſtändigen Stellen ein 
politiſches Gutachten einholen, wenn ihm Um⸗ 
ſtände bekanntgeworden ſind, die Zweifel an der politiſchen 
Zunerläſſiakeit der Angehörigen der Landbevölkerung ent- 
ſtehen laſſen. 


Es iſt denkbar, daß das Finanzamt auch aus ande- 
ren Gründen die Überzeugung gewinnt, daß die Ehegatten 
De und geeignet ſind, in Treue dem 
Deutſchen Volk und Reich zu dienen. Ein An⸗ 
gehöriger der Landbevölkerung iſt beiſpielsweiſe wiederholt 
wegen Eigentums vergehen vorbeſtraft. Die 
Straftaten find nicht aus Not, ſondern aus ber- 
brecheriſcher Neigung begangen worden. Ein 
anderer Angehöriger der Landbevölkerung hat ſich mehr 
fach an Kindern unſittlich vergangen, oder er 
läßt in ſeiner ganzen Lebensführung eine 
völlig aſoziale Einſtellung erkennen. Es kann 
von dieſen Angehörigen der Landbevölkerung nicht geſagt 
werden, daß ſie gewillt und geeignet ſind, in Treue dem 
Deutſchen Volk und Reich zu dienen. Wer ſtändig die 
zur Wahrung des Gemeinſchaftslebens auf⸗ 
geſtellten Schranken durchbricht, die Rechts 
ordnung der Gemeinſchaft nicht anerken⸗ 
nen willoder kann, dient nicht in Treue dem 
Deutſchen Volk und Reich. Sein Antrag auf För⸗ 
derung muß abgelehnt werden. 


10. Keine weiteren perſönlichen Vorausſetzungen 


An weitere perſönliche Vorausſetzungen iſt die För⸗ 
derung nicht geknüpft. Erbgeſundheit und Be⸗ 
dürftigkeit ſind nicht erforderlich, um in den 
Genuß der Vergünſtigung zu gelangen. Die Förderung der 
Angehörigen der Landbevölkerung iſt ihrem Weſen nach 
nicht eine Angelegenheit der Bevölkerungs⸗ 
politik im engeren Sinn oder der öffent⸗ 
lichen Fürſorg e. Ihre Bedeutung liegt auf dem er⸗ 
nährungspolfitiſchen Gebiet. Die Arbeitskraft der 
in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder im ländlichen Hand⸗ 
werk tätigen Volksgenoſſen ſoll für die Ernährungs⸗ 
ſchlacht jetzt und in Zukunft erhalten bleiben. 


Es bedarf keiner Ausführungen, daß eine erb⸗ 
geſunde und kinderfreudige Landbevölke⸗ 
rung zur Erhaltung des Volkes und zur 
Sicherung des Nachwuchfes unbedingt er⸗ 
forderlich e iſt. Die Förderung dieſer Volksgenoſſen ge⸗ 
ſchieht durch die Eheſtands darlehen und die 
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Kinderbeihilfen. Es kann aber ebenſowenig einem 
Zweifel unterliegen, daß ein Angehöriger der Landbevölke⸗ 
rung, deſſen Sippe gewiſſe erbliche Krankheits- 
erſcheinungen zeigt, eine wertvolle Arbeits⸗ 
kraft für das Land ſein kann, deren Erhaltung auf dem 
Land im wohlverſtandenen Intereſſe der Gemeinſchaft liegt. 
Ebenſo kann ein kinderloſes Ehepaar ſeinen Platz 
als Landarbeiter, Landwirt oder ländlicher Handwerker ſo 
ausfüllen, daß ſeine Abwanderung in die Stadt 
einen erheblichen Verluſt für das Land bedeutet 
und zweckmäßig verhindert werden muß. Die Er⸗ 
haltung und, wenn möglich, die Rückgewinnung 
der Arbeitskräfte für die Land- und Forſtwirtſchaft und für 
das ländliche Handwerk bleiben die im Vordergrund 
ſtehenden Ziele der Verordnung vom 7. Juli 1938. Dieſe 
Ziele laſſen eine Verknüpfung der Förderung 
mit bevölkerungspolitiſchen Gedanken un⸗ 
zweckmäßig erſcheinen. 


Die Grundgedanken der Förderung Erhaltung der 
Arbeitskraft auf dem Land und Anerkennung für die be⸗ 
wieſene Landtreue) vertragen ſich auch nicht damit, die Ge⸗ 
währung der Vergünſtigungen von der Bedürftig keit 
der Bewerber abhängig zu machen. Die öffentliche 
Fürſorge und die Betreuung bedürftiger 
Volksgenoſſen liegen auf einer anderen Ebene 
ſtaatlicher Betätigung. Geſinnung und 
Leiſtung ſind bei bedürftigen und nicht⸗ 
bedürftigen Angehörigen der Landbevöl⸗ 
kerung mit dem gleichen Maß zu meſſen. Es 
würde eine Verfälſchung des Sinnes der Verordnung 
vom 7. Juli 1938 bedeuten, Bedürftigkeit als un⸗ 
geſchriebene Vorausſetzung für die Förderung 
anzuerkennen. Die Einkommens⸗ und Ver⸗ 
mögensverhältniſſe haben bei der Entſcheidung 
über die Anträge grund ſätzlich außer Betracht 
zu bleiben. 


Nur ein Fall iſt denkbar, in dem eine Berückſich⸗ 
tigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
am Platz iſt. Die Förderung iſt zu verſagen, wenn 
ſich die Vergünſtigungen, gemeſſen an den ſonſtigen Ein⸗ 
künften und am Vermögen des Bewerbers, als völlig 
bedeutungslos erweiſen und die Förderung dem 
geſunden Volksempfinden widerſpricht. 


Beiſpiel: 

Der Eigentümer eines 5 000 ha großen, gering belaſteten 
Landgutes beantragt für ſich und ſeine Ehefrau die Gewährung 
eines Einrichtungsdarlehns. Das Finanzamt ſtellt feſt, daß 
neben den Einkünften aus dem Landgut erhebliche Einkünfte 
aus Kapitalvermögen vorhanden ſind. Der Lebenszuſchnitt des 
Gutsbeſitzers läßt ein Darlehn bon 400 RM von ſo unter⸗ 
geordneter Bedeutung erſcheinen, daß ſeine Zahlung auf keinen 
Fall irgendwelchen Einfluß auf Entſchlüſſe des Empfängers 
haben kann. Die Inanſpruchnahme des Darlehns widerſpricht 
in dieſem Fall dem geſunden Volksempfinden und ſtellt ſich als 
Mißbrauch rechtlicher Möglichkeiten dar. Der Antrag iſt ab⸗ 
zulehnen. 


Derartige Fälle ſind, das ſei hinzugefügt, bisher nicht 
bekanntgeworden. Die Berechtigung zur Ableh⸗ 
nung mißbräuchlicher Anträge iſt ohne wei⸗ 
teres gegeben. Die Verordnung vom 7. Juli 1938 gibt 
keinen Rechtsanſpruch auf die Förderung. Das 
Finanzamt „kann“ die Vergünſtigungen gewähren. Dieſes 
„kann“ bedeutet zwar nicht, daß das Finanzamt will⸗ 
kürlich über die Anträge entſcheidet. Grund ſätzlich 
iſt beim Vorliegen der Vorausſetzungen 
den e Die Ablehnung iſt 
nur bei offenſichtlich mißbräuchlicher Aus⸗ 
nutzung der Förderungseinrichtungen gerechtfertigt. Dieſe 
Ausführungen dürfen auf keinen Fall 
dahin verſtanden werden, daß Angehörigen 
der Landbevölkerung die Förderung ſchon 
dann zu verſagen iſt, wenn ſie ſich in ge⸗ 
ſicherten und auskömmlichen Vermögens 
und Einkommensverhältniſſen befinden. 


11. Der Antrag 


Die Vergünſtigungen der Verordnung vom 7. Juli 1935 
werden den Angehörigen der Landbevölkerung nur auf 
Antrag gewährt. Der Antrag ſetzt das Verfahren 
in Gang, das ſich in die Prüfung der Voraus- 
ſetzungen und die Bewilligung der Vergün⸗ 
ſtigungen gliedert. Der Antrag auf Stundung 
der Tilgungsbeträge iſt formlos, der Antrag 
auf ein Einrichtungsdarlehen oder einen 
Einrichtungszuſchuß iſt auf dem dafür geſchaffenen 
Vordruck beim Finanzamt zu ſtellen. Die Vordrucke ſind 
koſtenlos beim Finanzamt zu beziehen. 

Der Antrag iſt unmittelbar beim Finanz⸗ 
amt einzureichen. Zuſtändig iſt das Finanzamt, in deſſen 
Bezirk die Ehegatten ihren Wohnſitz oder ſtändigen 
Aufenthalt haben. Der Antrag muß alle Angaben ent⸗ 
halten, aus denen die Erfüllung der ſachlichen und perſön⸗ 
lichen Vorausſetzungen hervorgeht. Beweismittel 
ſind beizufügen, ſoweit ſie gefordert werden (z. B. 
Nachweis der fünfjährigen Tätigkeit; Heiratsurkunde mit 
dem Vermerk des Standesbeamten: „Nur gültig für die Ent⸗ 
gegennahme des Einrichtungsdarlehens.“ uſw.). Alle 
ſonſtigen Erklärungen ſind vollftändig, 
richtig und genau abzugeben. Das Finanzamt 
muß ohne weitere Rückfragen imſtande ſein, die Richtigkeit 
der Erklärungen zu überprüfen. 

Bewußt falſche Angaben und Er⸗ 
klärungen, die das Finanzamt zur Gewährung der Ver- 
günſtigungen veranlaſſen ſollen, obwohl die Vorausſetzungen 
nicht gegeben ſind, erfüllen den Tatbeſtand des 
Betrugsverſuchs. Vollendeter Betrug liegt 
vor, wenn die Förderung auf Grund der 
bewußt falſchen Angaben gewährt worden 
i ſt. Angehörige der Landbevölkerung, die das in ſie geſetzte 


Vertrauen durch Abgabe von wahrheitswidrigen Er⸗ 
klärungen täuſchen, haben mit unnachſ ichtlicher 


Strafverfolgung zu rechnen. Betrügeriſch er⸗ 
langte Vergünſtigungen werden rückgängig 
gemacht, etwa bereits ausgezahlte Einrichtungs- 
darlehen und Einrichtungszuſchüſſe find in 
voller Höhe ſofort zurückzuzahlen (§ 819 BGB). 

Das Finanzamt muß über jeden Antrag entſcheiden. 
Bewilligungen von Einrichtungsdarlehen 
oder Einrichtungszuſchüſſen werden mit förm⸗ 
lichem Beſcheid mitgeteilt. Die Stundung der 
Tilgungsbeträge der Eheſtandsdarlehen und die 
Ablehnung von Anträgen geſchehen durch ein 
formloſes Schriftſtück. Die Gründe für eine 
Ablehnung werden grundſätzlich nicht bekannt⸗ 
gegeben. Das gilt ausnahmslos bei Nicht⸗ 
erfüllung der perſönlichen Voraus- 
ſetzungen. Das Fehlen einer oder mehrerer 
ſachlicher Vorausſetzungen als Grund der Ab- 
lehnung des Antrags kann dann unbedenklich 
mitgeteilt werden, wenn der Mangel behoben 
werden kann. 


Beiſpiel: 

Ein Landarbeiter hat bis zum 1. April 1935 in Amerika 
gearbeitet. Seit dem 1. Juni 1935 iſt er im Inland in der 
Landwirtſchaft tätig. Der Fünfjfahreszeitraum beginnt am 
1. Juni 1935 und läuft am 31. Mai 1940 ab. Der Landarbeiter 
ſtellt ſchon am 1. Oktober 1939 den Antrag auf ein Einrich⸗ 
tungsdarlehen. Alle Vorausſetzungen bis auf den Zeitablauf 
ſind erfüllt. Es iſt unbedenklich, dem Landarbeiter die Ab⸗ 
lehnung ſeines Antrags unter Bekanntgabe des Grundes mit⸗ 


zuteilen und ihn gleichzeitig aufzufordern, im Juni 1940 den 
Antrag zu erneuern. 


Eine förmliche Beſchwerde gegen ablehnende 
Beſcheide der Finanzämter iſt nicht gegeben. Die Ent⸗ 
ſcheidungen der Finanzämter ſind in jedem 
Jall endgültig. Die Oberfinanzpräſidenten und der 
Reichsminiſter der Finanzen können jedoch im Weg der 
Dienſtaufſicht unrichtige Beſcheide der nachgeordneten 
Dienſtſtellen aufheben. 


| Eilldi en ſt⸗ Nachrichten 


£inkommenfteuer von Personen, die aus dem feindlichen 
Ausland nach Deutſchland geflüchtet find 


Es iſt zweifelhaft geworden, wie die aus dem feindlichen 
Ausland nach Deutſchland geflüchteten Volksgenoſſen einkommen⸗ 
ſteuerlich zu behandeln ſind. Bei dieſen Perſonen iſt in der Regel 
davon auszugehen, daß ſie ihren Wohnſitz im Ausland aufgegeben 
und im Inland einen Wohnſitz oder doch ihren gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt begründet haben. Dadurch werden ſie unbeſchränkt ein⸗ 
kommenſteuerpflichtig (lohnſteuerpflichtig). Beſtehen im einzelnen 
Fall ausnahmsweiſe Zweifel darüber, ob die geflüchtete Perſon 
im Inland einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
begründet hat, ſo kann die Entſcheidung nicht allgemein, 
en nur nach Lage des Einzelfalls getroffen werden. 
Der gegebene Weg dazu iſt das ſteuerliche Rechtsmittelverfahren. 


Die aus dem feindlichen Ausland geflüchteten Volksgenoſſen 
haben oft ihren Hausrat, Kleidung und Wäſche zurüdlaffen 
müſſen. Es entſtehen ihnen dann für die Erſatzbeſchaffung er⸗ 
hebliche Auſwendungen. Dieſe Aufwendungen können einkommen⸗ 
ſteuerlich im Rahmen des § 88 EStG (§ 25 LEIDB) als außer⸗ 
gewöhnliche Belaſtungen berückſichtigt werden. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat in Einzelfällen entſchieden, daß bei Anwendung 
des § 83 EStG ($ 25 LSt D) in dieſen Fällen wohlwollend ver⸗ 
fahren werden ſoll. Reichen ausnahmsweiſe die Vorſchriften im 
§ 83 EStG (8 25 LEADB) nicht aus, um ein befriedigendes und 
gerechtes Ergebnis zu erzielen, fo kann nach § 181 AO verfahren 
werden, d. h. es können Steuerbeträge aus Billigkeitsgründen ganz 
oder zum Teil erlaſſen, erſtattet oder angerechnet werden. Oe 


Aktivierung von Reklamekoften 


Der NFH hat im Urteil vom 18. 9. 1934 I A 217/33 ent» 
ſchieden, daß Reklamekoſten im allgemeinen nicht akti⸗ 
vbierungspflichtig find, „weil ſie in der Regel nur eine vorüber⸗ 
gehende Erhöhung des Geſchäftswerts herbeiführen“. Anders iſt 
aber die Veurteilung, wenn es ſich um Aufwendungen handelt, 
die der Geſchäftserweiterung des Unternehmens dienen. 
Im Streitfall hatte ein Unternehmen, das ſich mit dem Verleih 
bon Zeitſchriftenleſemappen befaßte, Aufwendungen zum Erwerb 
eines Leſerkreiſes gemacht. Dort iſt die Aktivierungspflicht be⸗ 
jaht worden, da dieſe Aufwendungen nicht Reklamekoſten gewöhn⸗ 
licher Art darſtellen, wie ſie bei Warenhandelsunternehmen und 
ähnlichen Unternehmen mit flüchtigem oder ſtark wechſelndem 
Kundenkreis laufend anfallen. 

Mit der gleichen Frage befaßt ſich das Urteil vom 26. 9. 1939 
1422/38. Ihm lag der folgende Sachverhalt zugrunde: Eine 
Kapitalgeſellſchaft, die ein neu hergeſtelltes Düngemittel vertrieb, 
wies in den erſten Jahren nach ihrer Gründung Verluſte aus, 
die darauf zurückzuführen waren, daß die nicht unweſentlichen 
Koſten für die Werbung der Kunden als Betriebsausgaben be⸗ 
handelt worden waren. Dieſe Koſten für die Neueinführung 
eines beſtimmten Artikels müſſen nach dem Urteil für die ſteuer⸗ 
liche Gewinnermittlung aktiviert werden, wenn die Ausſicht 
beſteht, daß die für den Kauf dieſes Artikels geworbene Kund⸗ 
ſchaft auf eine längere Zeit hinaus erhalten bleibt. 


Die gleichen Grundſätze wird man auch bei Verlags⸗ 
unternehmen anwenden müſſen, die Aufwendungen für die 
Neueinführung einer Zeitung oder Zeitſchrift machen. 
Durch dieſe Aufwendungen wird ein ſelbſterarbeiteter Ver⸗ 
lagswert gebildet, der in dieſem Fall ein beſonderes aktt⸗ 
vierungspflichtiges Wirtſchaftsgut darſtellt. Car. 


£ohnfteuer in Oftoberjchlefien, Weſtpreußen und Pofen 


In den ehemals polniſchen Gebietsteilen, die in das Groß⸗ 
deutſche Reich eingegliedert worden ſind, gilt zur Zeit noch das 
polniſche Lohnſteuerrecht. Durch Anordnungen der Beauftragten 
des Reichsminiſters der Finanzen, die in dieſe Gebiete entſandt 
worden find, iſt ſichergeſtellt worden, daß die Lohnſteuer ordnungs⸗ 
gemäß einbehalten wird. Solange das deutſche Lohnſteuerrecht in 
dieſen Gebieten noch nicht eingeführt iſt, iſt es erforderlich, gewiſſe 
Grundſatze dafür aufzuſtellen, wann im Einzelfall das 
deutſche oder das polniſche Lohnſteuerrecht anzuwenden iſt. Es 
kommen hier die folgenden Grundſätze in Betracht: 


a) Bezüge aus öffentlichen Kaſſen (z. B. Reichs-, Landes⸗ 
oder Gemeindekaſſen) ſolcher Beamten und Angeſtellten, die 
aus dem Altreich einſchließlich der Oſtmark und den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten oder aus Danzig in die ehemals polniſchen 
Gebiete abgeordnet oder verſeßzt find, unterliegen dem 
deutſchen (Danziger) Lohnſteuerrecht. Bei Abordnung (Ver⸗ 


ſetzung) aus der Oſtmark oder den ſudetendeutſchen Gebieten 
ſind dabei das Einkommenſteuergeſetz 1938 und die Zweite 
Lohnſteuerdurchführungsverordnung anzuwenden. 


b) Bezüge aus öffentlichen Kaſſen von Arbeitnehmern, die 
in den ehemals polniſchen Gebieten angeworben worden 
ſind, unterliegen dem polniſchen Lohnſteuerrecht (3. B. 
Bezüge volksdeutſcher ortsanſäſſiger Stenotypiſtinnen, die bei 
einer deutſchen Behörde in den ehemals polniſchen Gebieten be⸗ 
ſchäftigt werden). 

e) Bezüge privater Arbeitnehmer unterliegen dem Lohn⸗ 
ſteuerrecht, das für die Betriebſtätte gilt, von der aus 
der Arbeitslohn und die Lohnſteuer berechnet werden. Wird 
z. B. die Berechnung des Arbeitslohns eines aus dem Altreich 
in die ehemals polniſchen Gebiete entſandten privaten Arbeit⸗ 
nehmers von einer Betriebſtätte im Altreich berechnet, 
dann iſt deutſches Lohnſteuerrecht anzuwenden. Buch⸗ 
ſtabe a letzter Satz gilt entſprechend. Errichtet dagegen ein 
Arbeitgeber aus dem Altreich in den ehemals polniſchen 
Gebieten eine Betriebſtätte und nimmt er von dieſer 
Betriebſtätte aus die Berechnung des Arbeitslohns und der 
Lohnſteuer feiner Arbeitnehmer vor, fo iſt polniſches Lohn⸗ 
ſteuerrecht anzuwenden. Es iſt dabei gleichgültig, ob Arbeit⸗ 
nehmer aus dem Altreich, volksdeutſche Arbeitnehmer aus den 
ehemals polniſchen Gebieten oder polniſche Arbeitnehmer be⸗ 
ſchäftigt werden. Oe— 


Auflöfung einer Verſorgungskaſſe und Lohnſteuet 


Im Urteil vom 12. Ottober 1939 IV 237,88 hatte ſich der 
Reichsfinanzhof mit der lohnſteuerlichen Behandlung von Aus⸗ 
zahlungen aus einer aufgelöſten Verſorgungskaſſe zu befaſſen, zu 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer Beiträge geleiſtet haben. Die 
Arbeitgeberbeiträge waren urſprünglich nicht als Arbeitslohn der 
Arbeitnehmer angeſehen und nicht der Lohnſteuer unterworfen 
worden. Bei der Auflöſung der Kaffe wurden jedem Arbeitnehmer 
die von ihm einbezahlten Beiträge, Zinſen darauf und ein Anteil 
am reſtlichen Vermögen der Kaſſe ausgezahlt. Der Anteil am 
reſtlichen Vermögen der Kaſſe entſprach den früheren Arbeit⸗ 
geber beiträgen. Der Rieichsfinanzhof hat ausgeſprochen, daß 
die zurückgewährten eigenen Beiträge (Einzahlungen) der Arbeit⸗ 
nehmer kein Arbeitslohn und deshalb lohnſteuerfrei find, 
Der Reichsfinanzhof hat aber mit Recht den Anteil am reſt⸗ 
lichen Vermögen der Kaſſe als ſteuer pflichtigen 
Arbeitslohn der Arbeitnehmer angeſehen. Die Arbeitgeber⸗ 
beiträge ſind im Zeitpunkt der Einzahlung bei der Kaſſe nicht als 
Teil des Arbeitslohns und deshalb als ſohnſteuerfrel angeſehen 
worden. Werden dieſe Beiträge nunmehr bei Auflöſung der Kaſſe 
dem einzelnen Arbeitnehmer zugewendet, ſo liegt der Zufluß von 
Arbeitslohn vor, d. h. die Zuwendung von Mitteln eines Arbeit- 
gebers an einen Arbeitnehmer auf Grund des Arbeitsverhältniſſes. 
Die aufgelöſte Kaſſe iſt nur nach Art einer Bank oder Sparkaſſe 
als Zahlſtelle dazwiſchengeſchaltet. Ihre Zwiſchenſchaltung ändert 
nichts daran, daß es ſich um Zuwendungen des Arbeitgebers han⸗ 
delt. Bei den ausgeſchütteten Zinſen hat der Reichsfinanzhof mit 
Recht Einkünfte aus Kapitalvermögen angenommen. Es handelt 
ſich inſoweit um Entgelt für die Nutzung der von den Arbeit- 
nehmern eingezahlten Beiträge durch die Kaſſe. 


Der Fall wäre wohl anders zu entſcheiden geweſen, wenn 
ſchon die urſprünglichen Arbeitgeberbeiträge als Teil des ſteuer⸗ 
pflichtigen Arbeitslohns angeſehen und der Lohnſteuer unter⸗ 
worfen worden wären. In dieſem Fall würde die nachträgliche 
Ausſchüttung dieſer Arbeitgeberbeiträge bei den Arbeitnehmern 
einen ſteuerfreien Kapitalempfang außerhalb einer der geſetzlichen 
Einkunftsarten bedeutet haben. 


Die Entſcheidung des Reichsfinanzhofs kann auch nicht mit 
der Begründung angegriffen werden, daß im § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 
Satz 2 der Lohuſteuerdurchführungsbeſtimmungen vorgeſehen iſt, 
daß Bezüge nicht zum Arbeitslohn gehören, die ganz oder teil⸗ 
weiſe auf früheren Beitragsleiſtungen des Bezugs berechtigten 
beruhen. Der ausgeſchüttete Anteil am reſtlichen Vermögen der 
Kaſſe beruht weder ganz noch teilweiſe auf einer Beitragsleiſtung 
der Arbeitnehmer. Er rührt nur aus Mitteln des Arbeit» 
gebers her. § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 Satz 2 LSDB iſt ſchon aus 
dieſem Grund nicht anwendbar. Der Fall könnte anders liegen, 
wenn bei Auflöſung einer Kaſſe nicht mehr feſtgeſtellt 
werden könnte, welcher Teil des ausgeſchütteten Kaſſenvermögens 
auf Beiträgen des Arbeitgebers und welcher Teil auf Beiträgen 
der Arbeitnehmer beruht. In dieſem (wohl ſehr ſeltenen Fall) 
würde § 2 Abſatz 2 Ziffer 2 Satz 2 [StD anzuwenden fein. Der 
Kapitalempfang wäre in dieſem (ſeltenen) Fall ſteuerfrei. Oe 
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Einführung der Bürgerſteuer in Danzig 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat aus Anlaß der Ein⸗ 
führung des Bürgerſteuerrechts im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig für die Erhebung der Bürgerſteuer 
1940 durch Runderlaß vom 19. Oktober 1939 (RStBl. 1939 
S. 1090) u. a. das folgende angeordnet: 

Beſteuerungsgrundlage iſt regelmäßig das Ein⸗ 
kommen im Sinn des § 6 BStG. Von einer Heranziehung der 
Steuerpflichtigen nach dem vermögenſteuerpflichtigen Vermögen 
im Sinn des Vermögenſteuergeſetzes oder nach dem land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögen im Sinn des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes (Hinweis auf $ 7 und § 8 Abſatz 5 BSG) iſt abzuſehen. 

Als Einkommen im Sinn des 86 Abſatz 1 Satz 1 
B StG gelten: 


a) bei Steuerpflichtigen, die außer in den Fällen des § 43 Abſatz 1 
Ziffern 3 und 4 des Danziger Einkommenſteuergeſetzes zur 
Einkommenſteuer zu veranlagen ſind, 

das Einkommen im Sinn des Danziger Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes, das der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1938 
(Bemeſſungsjahr) bezogen hat; 


b) bei Steuerpflichtigen, die nur auf Grund der Vorſchriften im 
§ 43 Abſatz 1 Ziffer 3 oder Ziffer 4 des Danziger Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes zur Einkommenſteuer zu veranlagen ſind, und 
bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorſchriften des Danziger 
Einkommenſteuergeſetzes nicht zur Einkommenſteuer zu ver⸗ 
anlagen find und die im Kalenderjahr 1988 (Bemeſſungsjahr) 
nur ſteuerabzugspflichtige Einkünfte (Einkünfte aus nicht⸗ 
ſelbſtändiger Arbeit) oder ſolche Einkünfte und daneben nicht⸗ 
ſteuerabzugspflichtige Einkünfte bis zum Höchſtbetrag von 
300 Gulden bezogen haben, 


der rohe Arbeitslohn, gekürzt um 500 RM. 


Die Umrechnung der Guldenbeträge in Reichsmarkbeträge hat 
in beiden Fällen entſprechend dem in der Verordnung über die 
Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig vom 1. September 1939 (RGBl. I S. 1567) 
feſtgeſetzten Umrechnungsverhältnis von 1 Gulden — 70 Rpf. zu 
erfolgen. 


Beiſpiel: 

Ein Angeſtellter hat im Kalenderjahr 1938 aus einem 
oder aus mehreren Dienſtverhältniſſen einen rohen Arbeits⸗ 
lohn von 8 200 Gulden und außerdem noch 250 Gulden Ein⸗ 
künfte aus Kapitalvermögen bezogen. Auszugehen iſt von dem 
rohen Arbeitslohn, der in Reichsmark umgerechnet 5740 RM 
ergibt. Dieſer Betrag iſt $ 6 Abſatz 1 Ziffer 2 BStG gemäß 
um 500 RM zu kürzen. Der verbleibende Betrag von 
5 240 RM iſt auf 5200 RM abzurunden. Der für die Bürger⸗ 
ſteuer maßgebende Mittelbetrag nach der deutſchen Ein⸗ 
kommenſteuertabelle beträgt 5 000 RM. 


Einkommenſteuerfrei im Sinn des § 8 Abſätze 1 
und 2 BStG find: 


a) Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1938 be⸗ 
zogenen Einkommen nach dem Danziger Einkommenſteuer⸗ 
geſetz weder im Weg der Veranlagung noch durch Steuerabzug 
bom Arbeitslohn (Lohnſteuer) tatſächlich zu einer Einkommen⸗ 
ſteuer herangezogen worden ſind; 

b) Steuerpflichtige, die mit ihrem im Kalenderjahr 1938 be⸗ 
zogenen, in Reichsmark Ein eee Einkommen im Sinn 
des § 6 BSt® nach der Einkommenſteuertabelle des deutſchen 
Einkommenſteuergeſetzes vom 6. Februar 1938 (RG Bl. J S. 121, 
NStBl. 1938 S. 113) im Fall der Veranlagung nicht zu einer 
Einkommenſteuer heranzuziehen geweſen wären. 

Beiſpiel; 

Ein verheirateter Arbeitnehmer, zu deſſen Haushalt ein 
minderjähriges Kind gehört, hat im Kalenderjahr 1938 einen 
rohen Arbeitslohn von monatlich 160 Gulden bezogen. Er war 
nach dem Danziger Einkommenſteuergeſetz lohnſteuerpflichtig. 
In Reichsmark umgerechnet beträgt der Jahresarbeitslohn 
(1920 Gulden) 1344 RM. Dieſer Betrag iſt um 500 RM 
zu kürzen. Der verbleibende Betrag von 844 RM iſt $ 6 
Abſatz 1 Satz 2 BStch gemäß auf 800 RM abzurunden. Der 
8 6 Abſatz 1 Satz 3 BSG gemäß maßgebende Mittelbetrag 
der Einkommenſtenertabelle des deutſchen Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes beträgt 750 RM. Er gilt als Einkommen im Sinn des 
§ 6 Abſatz 1 Ziffer 2 BStGG. Der Steuerpflichtige wäre im 
Fall einer Veranlagung nach dem deutſchen Einkommenſteuer⸗ 
geſetz vom 6. Februar 1938 nicht zu einer Einkommenſteuer 
heranzuziehen geweſen. Er gilt als einkommenſteuerfrei im 
Sinn des § 8 Abſätze 1 und 2 BStG. 


Die Anforderung der Bürgerſteuer auf der 
Lohnſteuerkarte kann, abweichend von den Vorſchriften im 
§ 13 Abſatz 3 Ziffer 1 und im $ 23 Abſatz 5 BStG, auch dann 
noch erfolgen, wenn die Bürgerſteuer auf Grund eines nach 
dem 21. Oktober 1939, aber bis zum 1. Dezember 1939 
feſtgeſetzten Hebeſatzes zu erheben iſt. 


Die Anforderung der Bürgerſteuer auf der vierten Seite 
der Lohnſteuerkarte kann erſt erfolgen, wenn die jteuerberechtigte 
Gemeinde den Hebeſatz für das Kalenderjahr 1940 beſchloſſen hat. 
Eine vollſtändige Ausſchreibung der vierten Seite der Lohnſteuer⸗ 
karte ſetzt außerdem voraus, daß die Richtſätze der allgemeinen 
und der gehobenen Fürſorge feſtgeſetzt ſind (Hinweis auf die 
§§ 16 und 26 BStG). Wegen der im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig inzwiſchen eingetretenen wirtſchaftlichen 
Veränderung kann hier bei der Berechnung der Freigrenze nicht 
von den Richtſätzen nach dem Stand vom 10. Oktober 1939 
ausgegangen werden. Es wird erforderlich ſein, daß eine Über⸗ 
prüfung der Richtſätze und ihre Neufeſtſetzung zu einem ſpäteren 
Termin erfolgt, der ſodann auch für die Berechnung der Frei⸗ 
grenze bei der Bürgerſteuer maßgebend ſein wird. Hinſichtlich 
der Feſtſetzung dieſes Termins ergeht demnächſt beſondere 
Anweiſung. 


Hatte der Steuerpflichtige am 10. Oktober 1939 mehrere 
Wohnſitze im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig oder 
mehrere Wohnſitze im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und im übrigen Reichsgebiet (mit Ausnahme des Protektorats 
Böhmen und Mähren), ſo ſind alle Wohnſitzgemeinden ſteuer⸗ 
berechtigt. Hebeberechtigt iſt die Gemeinde, die für den Steuer⸗ 
pflichtigen für das Kalenderjahr 1940 die erſte Lohnſteuerkarte 
auszuſchreiben hat. Trifft das auf keine dieſer Gemeinden zu, 
ſo iſt unter ihnen hebeberechtigt die Gemeinde, in der ſich der 
Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1939 überwiegend aufgehalten 
hat. Im übrigen Hinweis auf § 4 BStG. 0. 


Steuerliche Behandlung der kinlagen der Gemeinden bei 
Sparkaſſen 


Nach der Rücklagenverordnung vom 5. Mai 1986 (RGBl. J 
S. 435) iſt jede Gemeinde verpflichtet, Rücklagen zu be⸗ 
ſtimmten, in der Verordnung bezeichneten Zwecken zu bilden. 


Dieſe Rücklagen ſind § 14 der bezeichneten Verordnung ge⸗ 
mäß bis zu ihrer Verwendung ſicher anzulegen. Sie ſind oft bei 
den öffentlichen Sparkaſſen gegen Ausſtellung von Sparbüchern 
eingelegt worden. 


Bei der Beſteuerung der Sparkaſſen entſtand die Frage, 
ob es ſich dabei um Spareinlagen, alſo um den eigentlichen 
Sparverkehr, handelt; denn die öffentlichen oder unter 
Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen ſind von der Körperſchaft⸗ 
ſteuer befreit, ſoweit ſie der Pflege des eigentlichen Spar⸗ 
berkehrs dienen. Es handelt ſich bei dieſen Rücklagen um ver⸗ 
hältnismäßig hohe Beträge. Die ſteuerliche Auswirkung iſt daher, 
je nachdem, wie die Frage entſchieden wird, von beſonderer finans 
zieller Bedeutung. 


Der RFH hat im Urteil vom 26. September 1939 1443/38 
zu dieſer Frage Stellung genommen. 


Im Streitfall handelt es ſich um Einlagen des Gewähr⸗ 
verbandes, ſonſtiger Gemeinden und ſonſtiger juri⸗ 
ſtiſcher Perſonen von insgeſamt 885 000 RM. 


Das Finanzgericht hat die Auffaſſung vertreten, daß 
es ſich bei dieſen Einlagen nicht um die Pflege des eigentlichen 
Sparverkehrs handle. Darunter ſei nur diejenige Tätigkeit zu 
verſtehen, die der Bevölkerung Gelegenheit zur Anſamm⸗ 
lung und Verzinſung ihrer Erſparniſſe gebe und zugleich der 
Volksgemeinſchaft nütze, indem fie den Sparſinn wecke und fördere 
und dadurch gleichzeitig zur Kapitalbildung beitrage. 


Der Ri H hat der Rechtsbeſchwerde der Kreisſpar⸗ 
kaſſe ſtattgegeben. Gemäß § 22 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes 
über das Kreditweſen (RGBl. I S. 1203) find Spareinlagen Geld⸗ 
einlagen auf Konten, die nicht dem Zahlungsverkehr, ſondern der 
Anlage dienen und dafür insbeſondere durch die Ausfertigung 
von Sparbüchern gekennzeichnet ſind. Es kommt dabei weder 
auf die Bezeichnung der Gelder noch auf die Perſon des 
Geldgebers, ſondern auf die Bedingungen an, unter denen die 
Gelder gegeben worden ſind. Erfüllt die Anlage dieſer Gelder 
die Bedingungen, die die Muſterſatzungen der Sparkaſſen für den 
Sparverkehr aufſtellen, dann handelt es ſich um Spareinlagen im 
Sinn des Kreditweſengeſetzes. Eine Unterteilung des Spar⸗ 
verkehrs in der Art, wie es das Finanzgericht getan habe, wider⸗ 
ſpreche einer klaren Rechtsgeſtaltung und einer einfachen Geſetzes⸗ 
handhabung. Car. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


geld, Kredit und äffentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe. Stand vom 15. Nov. 1939: Steuer⸗ 
gutſcheine I: Dezember 1939 99,77 ½ bis 99,70; Januar 1940 
99 ¼ bis 99,75; Februar 98,80 bis 98,85; März 98%/, bis 98,67½; 
April und Mai 98,57½ bis 98½. — Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 96,50; Juli 96 ¼; Auguſt 95,75; September 95/8; Ok⸗ 
tober 95; November 95. 


Reichsbahnanleihe überzeichnet. Die neue Reichsbahnanleihe 
über 500 Millionen Reichsmark (Hinweis auf die Meldung in 
Nr. 44 des WB) iſt ſchon am erſten Tag überzeichnet worden. 
Die Anleihe wird nicht erhöht. Die Zeichnungen können 
deshalb nicht voll zugeteilt werden. 


25⸗Millionen⸗Anleihe der REW. Die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Elektrizitätswerk Aktiengeſellſchaft in Eſſen legt Obligationen 
in Höhe von 25 Millionen Reichsmark zur öffent⸗ 
lichen Zeichnung auf. Die Anleihe wird zum Nennbetrag 
ausgegeben. Die Verzinſung beträgt 5 vom Hundert. 
Der Erlös der Anleihe fol der Erweiterung der An⸗ 
lagen der Geſellſchaft dienen. Die Anleihe iſt der erſte Ab⸗ 
ſchnitt einer Geſamtanleihe von 150 Millionen 
Reichsmark. Die folgenden Abſchnitte der Anleihe werden 
ſpäter aufgelegt werden. 


Der Umlauf an Solawechſeln der Golddiskoutbank iſt im 
September von 918 Millionen Reichsmark auf 630 Millionen 
Reichsmark zurückgegangen. Er hat ſich im Oktober weiter auf 
598 Millinnen Reichsmark geſenkt. Dieſer Rückgang ergibt ſich 
aus der Entwicklung des Geldmarkts. Es ſind dort 
insbeſondere Reichswechſel und Schatzanweiſungen 
abgeſetzt worden. 


Neue Reichsbankanſtalten. Reichsbankſtellen ſind in 
Poſen, Bromberg und Lodſch errichtet worden. Reichsbank⸗ 
nebenſtellen find an vberſchiedenen kleineren Orten eröffnet 
worden. Die Reichsbankanſtalten treten an die 
Stelle der Reichskreditkaſſen. 


Neue Reichskreditkaſſen ſind in Warſchau, Lublin und Radom 
errichtet worden. 


Haupttreuhandſtelle Oſt. Der Vorſitzende des Miniſterrats 
für die Reichsvberteidigung und Beauftragte für den Vierjahres⸗ 
plan, Generalfeldmarſchall Göring, hat die Errichtung der 
Haupttreuhandſtelle Oſt berfügt. Sie hat ihren Sitz 
in Berlin und beim Generalgouverneur der beſetzten polniſchen 
Gebiete. — Die Haupttreuhandſtelle Oſt hat beſonders die fol⸗ 
genden Aufgaben: 1. die Verwaltung des Vermögens 
des polniſchen Staates innerhalb des von den deutſchen 
Truppen beſetzten Gebiets, 2, die Regelung des Geld⸗ 
weſens und Kreditweſens, 3. die Anordnung aller 
wirtſchaftlichen Maßnahmen, die zur Überleitung der 
Wirtſchaftsführung auf die einzelnen Verwaltungs⸗ 
gebiete erforderlich ſind. — Die Haupttreuhandſtelle Oſt errichtet 
Treuhandſtellen in Danzig, Poſen, Zichenau, Kattowitz 
und Krakau. Die allgemeinen Anordnungen der Haupttreuhand⸗ 
ſtelle werden in den Amtsblättern der Verwaltungsbezirke ver⸗ 
kündet. 


Vierte Durchführungsverordnung zum Geſetz über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 6. November 1939. § 1 der Verord⸗ 
nung verbietet die Einfuhr in das Reichsgebiet von 
Geldſorten, die auf Zloty lauten. Das Verbot ſoll ber- 
hindern, daß polniſche Fluchtgelder über das Reichsgebiet in die 
beſetzten ehemals polniſchen Gebiete zurückgelangen. 


Abweſenheitspflegſchaft für Angehörige eines feindlichen 
Staats. Ein Abweſenheitspfleger kann für einen Angehörigen 
eines feindlichen Staats auch dann beſtellt werden, wenn 
der Abweſende einen Bevollmächtigten ernannt hat. Zum 
Abweſenheitspfleger kann auch eine Behörde oder eine juriſtiſche 
Perſon beſtellt werden. Auch Geſellſchaften oder ſonſtige 
Unternehmen ſind als Angehörige eines feindlichen Staats 
anzuſehen. Ein Abweſenheitspfleger iſt zu beſtellen, wenn die 
zur geſetzlichen Vertretung berufenen Perſonen ab⸗ 
weſend ſind. Die Einleitung einer Abweſenheitspflegſchaft für 
einen Angehörigen eines feindlichen Staats geſchieht auf An⸗ 
trag der höheren Verwaltungsbehörde, in deren 
Bezirk das Vormundſchaftsgericht ſeinen Sitz hat. 


Zoll⸗ und Deviſenabfertigung volksdeutſcher Rückwanderer 
aus dem ehemaligen Südtirol und aus dem Baltikum. Waren der 
Rückwanderer, die nicht bereits nach den Beſtimmungen des Zoll⸗ 
geſetzes aus Rechtsgründen zollfrei ſind, werden auf Grund einer 
Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen aus KBilligkeits⸗ 
gründen frei von allen Abgaben gelaſſen. Die Zollförmlichkeiten 
ſind auf das geringſte Maß beſchränkt. Die Einfuhrverbote und 
Einfuhrbeſchränkungen ſind erleichtert. Von der Einfuhr aus 
Südtirol ſind ausgeſchloſſen: Douglastannen, bewurzelte Nelken 
und Nelkenſtecklinge, kanadiſche Pappeln, Ulmen, bewurzelte Wein⸗ 
reben und, wegen der Gefahr der Einſchleppung des Maltafiebers, 
Ziegen und Schafe. Ferner darſ aus Südtirol und aus dem 
Baltikum friſches Fleiſch nicht eingeführt werden. Die Einfuhr 
von Bienen aus Südtirol und aus dem Baltikum iſt beſchränkt. — 
Ein Devbiſenabfertigung der Rückwanderer findet grundſätzlich 
nicht ſtatt. 


Steigende Prämieneinnahmen der Verſicherungsgeſellſchaften. 
Das Reichsaufſichtsamt für deren get cen mit, daß die 
Prämieneinnahmen der größeren deutſchen Verſicherungsunter⸗ 
nehmen im inländiſchen Geſchäft im Jahre 1938 auf 2,26 Mil⸗ 
liarden Reichsmark geſtiegen ſind. Sie haben im Jahr 1937 
2,07 Milliarden Reichsmark betragen. Die Zahlungen für Ver⸗ 
ſicherungsfälle haben im Jahr 1938 1,07 Milliarden Reichsmark 
erreicht. Sie haben im Jahr 1937 906 Millionen Reichsmark 
betragen. 


Industeie 


Ausfuhr der Deutſchen Seideninduſtrie. Die Ausfuhr der 
Deutſchen Seideninduſtrie hat ſich in den letzten Wochen gut ent⸗ 
wickelt. Die neutralen Länder, insbeſondere Holland, haben große 
Aufträge an die Deutſche Seideninduſtrie erteilt. Viele Deutſche 
Seideninduſtriefirmen konnten ihre Umſätze nach dieſen Ländern 
gegenüber den früheren Umſätzen verdoppeln und verdreifachen. 


Deutſche Lokomotiven für Bulgarien. Die Bulgariſche 
Staatsbahn hat der Friedr. Krupp AG, Eſſen, den Auftrag 
auf Lieferung von fünf Schnellzuglokomotiven modernſter Bauart 
mit vierachſigem Tender erteilt. Der Bau von vier Güterzug⸗ 
lokomotiven wurde der Firma Henſchel & Sohn, Kaſſel, 
übertragen. 


Deutſche Lokomotiven für Lettland. Die lettländiſche Eiſen⸗ 
bahnverwaltung hatte bei einer Deutſchen Firma zwanzig Loko⸗ 
motiven beſtellt, die bis zum Sommer 1940 geliefert werden 
ſollen. Drei Lokomotiven ſind bereits fertiggeſtellt. Deutſchland 
iſt trotz des Krieges in der Lage, die Lokomotiven zu dem verein⸗ 
barten Zeitpunkt zu liefern. 


Flüſſiggas im Kraftverkehr. Die Deutſche Mineralölwirtſchaft 
beſitzt neben Benzin und Dieſelkraftſtoff einen weiteren Kraft⸗ 
ſtoff, das „Treibgas“. Das Treibgas fällt bei der künſtlichen 
Treibſtoffgewinnung aus Kohle und bei dem Veredelungsvorgang 
von Mineralöl an. Der Reichsverkehrsminiſter hat 
durch Erlaß vom 10. September 1939 die Umſtellungspflicht auf 
Treibgas der mit einem „roten Winkel“ verſehenen Vergaſer⸗ 
Kraftfahrzeuge angeordnet. Für den alleinigen Vertrieb ven 
Treibgas iſt das „Zentralbüro für Mineralöl GmbH“ 
und deren Vertriebsabteilungen beauftragt. Die Umſtellung von 
Vergaſer⸗ Kraftfahrzeugen auf Treibgas beginnt bei den Nutz⸗ 
kraftfahrzeugen von 1,5 Tonnen aufwärts, deren Weiterbenutzung 
vordringlich und deren Verbrauch groß iſt. 


Lieferung neuer Nutzkraftwagen. Für die Lieferung neuer 
Nutzkraftwagen an die Wirtſchaft iſt eine Regelung getroffen 
worden, die vorläufig bis 30. November 1939 gilt. Danach benach⸗ 
richtigen die Herſtellerfirmen die Beſteller, ſobald die Lieferung 
in der Reihenfolge der Beſtellungen erfolgen kann. Die Herſteller⸗ 
firmen ſind berechtigt, an ſolche Beſteller zu liefern, bei denen 
eine kriegswirtſchaftliche Notwendigkeit für die 
Inbetriebnahme eines Nutzkraftwagens beſteht. Die Beſteller 
müſſen auf Grund des Schreibens der Herſtellerfirma eine 
Dringlichkeitsbeſcheinigung bei den für ſie jeweils 
in Frage kommenden Stellen einholen. Die Erteilung von 
Kennziffern kommt für die Lieferung von Nutzkraftfahr⸗ 
zeugen an pribate Bedarfsſtellen der Wirtſchaft nicht 
in Betracht. 


